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Vorw^ort. 



Die Erkenntnis von der hohen Bedeutung der G-rundbesitz- 
verhältnisse für die Verfassungsgeschichte der deutschen Städte 
ist in der germanistischen Rechtswissenschaft nicht mehr neu. 
Dennoch wurde der Frage nach Ursprung und Wesen der ge- 
richtlichen Fertigung, die doch ausschliesslich den Verkehr 
an Grund und Boden berührt, eine eigentlich verfassungs- 
geschichtliche Untersuchung nie zu teil. Von diesem Stand- 
punkt aus versucht daher die vorliegende Arbeit, Ursprung 
und Zweck der gerichtlichen Fertigung zu prüfen und zu er- 
klären. Von vornherein beschränkte sich der Verfasser auf 
das enge Gebiet eines -— oder richtiger gesagt, zweier Stadt- 
rechte; dabei liess er sich jedoch von der Hoffnung leiten, 
trotzdem ein Resultat von allgemeinerer Brauchbarkeit zu ge- 
winnen. Ob ihm das gelungen ist, mögen andere entscheiden, 
die das ganze Gebiet des deutschen Rechtes besser als er 
überblicken. 

Im Hinblick auf die Wahl Basels muss zugegeben werden, 
dass die Quellenverhältnisse hier nicht günstig sind; Zeug- 
nisse über die älteste Geschichte sind nur spärlich vorhanden : 
königliche Briefe, die unzweifelhaft bestanden haben, eine 
Stadtrechtsaufzeichnung, von deren Dasein in alter Zeit wir 
wissen, finden sich nicht mehr vor. Dass viele Privaturkunden 
und zwar gerade solche, die uns hier interessieren würden, von 
den Mauern der Stadt verschüttet und vom Feuer verzehrt 
worden sind, davon berichtet das Rote Buch.^) — Anderseits 
bietet sich in Basel mit seiner bischöflichen Herrschaft und 



^) Vgl. Basel im vierzehnten Jahrhundert, hg. von der Histor. Ge- 
sellschaft. Basel 1856. S. 225 f. . 
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deren Aeusserungen wie Martinszins u. s. w. die Möglichkeit 
sehr verschiedenartiger Auffassungen der gerichtlichen Ferti- 
gung. Es hat also ein besonderes Interesse, gerade da zu 
prüfen, welche Auffassung die richtige ist. Und was uns hier 
in hohem Masse zu statten kommt, das ist die Gelegenheit, 
zwei ihrem Ursprung und Wesen nach ganz verschiedene, aber 
unter einer Herrschaft stehende und unter sich durch mannig- 
fache Beziehungen nah verbundene Städte — das „mere" und 
das mindere Basel — zu vergleichen. 

Im folgenden soll die Entstehung der notwendigen gericht- 
lichen Fertigung zurückgeführt werden auf das Verhältnis von 
Grundeigentum und Bürgerrecht. Darum ist es unerlässlich, 
vor allem die Beziehungen von Grundeigentum zu Bürgerrecht 
darzustellen. Ist das geschehen, so bietet sich für die weitere 
Arbeit eine sichere Grundlage, und kann die gerichtliche Ferti- 
gung selbst mit ihren Voraussetzungen und Wirkungen in's 
Auge gefasst werden. Ausgerüstet mit den gewonnenen Re- 
sultaten wollen wir dann der Frage, auf die uns hier am 
meisten ankommt, der Frage nach Ursprung und Zweck der 
gerichtlichen Fertigung näher treten. 

Ursprung und Zweck eines Rechtsinstitutes zeigen sich 
am ehesten klar und ungetrübt zur Zeit seines Eintrittes in 
die Rechtsordnung und kurz nach demselben. Und da in Basel 
das Erscheinen der gerichtlichen Fertigung in die erste Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts fällt, so darf sich diese Unter- 
suchung im wesentlichen auf das dreizehnte Jahrhundert be- 
schränken. 

Rat und Hilfe bei der Arbeit fand der Verfasser in 
Beyerles Salmannenrecht. Aber unendlich viel wert- 
voller war für ihn die persönliche Anregung, die ihm von 
seinen verehrten Lehrern, den Herren Professor Andreas 
Heusler in Basel, Professor Siegfried Rietschel in 
Tübingen und Dr. Karl Stehlin in Basel, in reichem Masse 
zu Teil wi;irde. Ihnen und allen, die ihn durch ihr freund- 
liches Interesse ermutigt haben, sagt er herzlichen Dank. 
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Erster Abschnitt. 



Grundeigentum und Bürgerrecht. 

§1. 
Grrnndeigentnm und Grrnndeigentttmer. 

Vielfach ist die Meinung ausgesprochen worden, es sei in 
den alten Bischofsstädten zu irgend einer Zeit, etwa im neunten 
oder zehnten Jahrhundert, aller Grund und Boden in den Be- 
sitz der Bischöfe oder der Stifter übergegangen. Freie allo- 
diale Grundbesitzer habe es unter den Bürgern dann nur noch 
ausnahmsweise gegeben. Erst später sei der in einer Hand 
vereinigte Grundbesitz allmählich wieder zerteilt und auf die 
H^ine oder andre Weise den Einwohnern der Stadt zurück- 
begeben worden. 

Arnold und Heus 1er vertreten diese Ansicht, und Sohm 
geht vom nämlichen Standpunkt aus; ihnen folgt Schröder. 
Gothein kommt für Konstanz zum gleichen Resultat, und — 
gestützt auf Strassburger Urkunden — neigt Aloys Schulte 
nach derselben Seite. ^) 



^) Arnold: 2ur Geschichte des Eigentums in den deutschen Städten 
Basel 1861. S. 13 f. — Heus 1er: Verfassungsgeschichte der Stadt Basel 
Basel 1860. S. 50, 64, 70, 91. — Derselbe: Der Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung. Weimar 1872. S. 97. — Sohm: Fränkisches Recht und 
römisches Recht, in Zschr. der Savignystiftung f. Rechtsgesch. Bd. 1. 
Oerm. Abt. S. 35 if. — Schröder: Lehrbuch der deutschen Rechts- 
geschichte. 1. Aufl. Leipzig 1889. S. 599. — Gothein: Wirtschafts- 
geschichte des Schwarzwaldes. Bd. L Strassburg 1892. S. 161. — Schulte: 
Urkundenbuch der Stadt Strassburg. Bd. III. Strassburg 1884. S. XI. 

1 
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Im Gegensatz dazu behaupten Keutgen und Beyerle: 
Es gab in den mittelalterliclien Bischofsstädten jederzeit freies 
Eigen in den Händen der alten Geschlechter.^) 

Wie stellen wir uns zu dieser Frage? Die Spuren einer 
ehemaligen ausschliesslichen Grundherrschaft des Bischofs von 
Basel erblickt man für die innere Stadt in dem Martinszins, 
für das Land ausserhalb der Tore in dem dompröbstlichen 
Meieramt.^) Urkundliche Belege, andere Beweismittel fehlen. 
Ist der Schluss aus Martinszins und Meieramt zwingend, ist 
er gerechtfertigt? — Ich glaube nicht. — 

Vom dompröbstlichen Meieramt sagt Heusler: „Je 
mehr der Bischof von freiem Eigen an sich brachte, desto 
grösser wurde natürlich sein Einfluss auf die Leitung der An- 
gelegenheiten der Feld- und Almendgemeinschaft, wie z. B. in 
Basel das Meieramt, das der Domprobst vom Bischof hatte^ 
alles umfasste, was von alter Feld- und Markpolizei und 
Markgerichtsbarkeit übrig geblieben war."®) 

Danach hatte der Bischof einen grossen Einfluss auf die 
Leitung der Angelegenheiten der Feld- und Almendgemein- 
schaft schon zu einer Zeit, da er noch nicht alles freie Eigen 
an sich gebracht hatte. Sollte dieser grosse Einfluss ihn, den 
Bischof und Inhaber der öffentlichen Gerichtsbarkeit, nicht in 
Stand gesetzt haben, auch die Markgerichtsbarkeit an sich zu 
reissen ? 



1) Keutgen: Untersuchung über den Ursprung der deutschen Stadt- 
verfassung. Leipzig 1895. S. 129 ff. — Beyerle: Grundeigentumsverhält- 
nisse und Bürgerrecht im mittelalterlichen Konstanz. I. Bd. I. Teil: Das 
Salmannenrecht. Heidelberg 1900. S. 5. — Auch von Below wird man 
zu den Anhängern dieser zweiten Ansicht rechnen dürfen : Vgl. Die Ent- 
stehung der deutschen Stadtgemeinde. Düsseldorf 1889. S. 12, 15, 17, im 
Zusammenhang seiner Auffassung vom Verhältnisse der Stadtgemeinde zur 
Landgemeinde. 

2) Arnold: 1. c. — Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 47 ff. Der- 
selbe lässt in seinen spätem Werken den Martinszins auf Grund stadt- 
herrlicher Vogtei (d. h. kraft Öffentlichen Rechtes) eingeführt werden: 
Stadtverfassung S. 101. Institutionen des deutschen Privatrechtes. Leip- 
zig 1886. Bd. n. S. 90. 

. 8) Stadtverfassung. S. 97 f. 
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Mehr Schwierigkeiten bietet die Erklärung des Martins - 
z ins es. Es handelt sich um die Frage: ist der Martinszins 
wirklich das, wofür die Vertreter der altern Ansicht ihn halten, 
ein ursprünglicher Grundzins, ein Leihezins für vom Bischof 
verliehene Hofstätten — oder hatte er von jeher den Charakter 
einer Steuer von freiem Eigen. 

Dass er im dreizehnten Jahrhundert allgemein als Steuer 
und nicht als Leihezins galt, darüber sind alle einig. Was 
gibt uns aber das Recht anzunehmen, dass diese Steuer ur- 
sprünglich einen andern Charakter gehabt habe? Sind wir 
genötigt, ein neueres Listitut stets als Entwicklungsform eines 
altern aufzufassen und von vornherein von der Möglichkeit 
selbständiger Bildung abzusehen? 

' Das Bischofs- und Dienstmannenrecht ^) aus der zweiten 
Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts bestimmt: alle die hof- 
festete zinsent dem Bischof ze saint martins mis. Die ganze 
hoffestat, die verzieh vÄze wit ist, vier pfenninge, die halbe 
zwene. Swer daz versizzet, morindis driu phunt. Der thüm- 
herren, der ambtluten und der gotshus zinse gat daz an mit. 
Pfaffen und ambtlüte huser, da si inne sizzent, gebeut niht. 
Ouch erteilet man den Bischöfe von ieclicheme hüs der Burger 
ein aht sniter, und sol man der ieclicheme geben des nahtes 
ein Brot, und sprichet man im darnach in den vierzennahten 
an, daz er da niht si gewesin, daz sol er bereden mit dem 
brohte und bedarf anderre gezugen niht. so die verzen naht 
hin sint, so immach man in nümme ansprechen. Swer ouch 
den ahtsniter nut git, der buzet driu phunt. 

Ueberall, wo (wie z. B. in Freiburg i. B.) die Bürger dem 
Stadtherrn einen Leihezins zahlen, da ist es ein Zins, wo- 
mit die Hofstatt als Bauplatz für ein eigenes Haus erworben 
wird.^) Der Zins wird von der Hofstatt bezahlt; das Haus 
gilt als unbelastetes Eigen. Auch der Basler Martinszins ruht 
auf der Hofstatt. Dem Umstände, dass es heisst : „Pfaffen und 
ambtlüte huser . . . gebeut niht", wage ich keine Bedeutung 
beizumessen. 



*) Rechtsquell en von Basel Stadt und Land, hg. von Schnell. Basel 
1865. I. S. 6 ff. § 15. 

2) Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 50 f. Stadtverfassung. 

1* 
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Aber es darf nicht übersehen werden, dass in Basel auch 
die Häuser belastet waren: jedes Haus der Burger hatte den 
Achtschnitter zu stellen. Der Inhalt dieser Verpflichtung an 
sich, die Art, wie der Beweis fiir ihre Erfüllung erbracht 
wird, deuten auf einen frühen Ursprung. Auf ihrer Versäum- 
nis steht dieselbe Busse, wie auf dem Versitzen des Martins- 
zinses. Dies und der Umstand, dass sie in einem Atemzug 
mit dem Martinszins erwähnt wird, lässt schliessen, dass beide 
als durchaus zusammengehörig betrachtet werden. Das Institut 
des Achtschnitters ist zum mindesten ebenso alt, wie das des 
Martinszinses und hat unzweifelhaft denselben Charakter wie 
dieses. Da aber das Stellen des Achtschnitters eine Leistung 
vom eigenen Hause ist, kann der Martinszins nicht ein 
Zins für die Leihe der Hofstatt sein. 

Noch ein zweites Moment kommt in Betracht: Wer den 
Martinszins versitzt, büsst zunächst drei Pfund ; erst in zweiter 
Linie wird seine Hofstatt gefrönt. Drei Pfund oder sechzig 
Schilling, das ist der grosse Königsbann. Auch diese Tatsache 
spricht entschieden gegen die Annahme, dass man es mit einem 
Leihezins zu tun habe.*) Dass diese Busse aber erst im drei- 
zehnten Jahrhundert hinzutrat, ist nach dem Wortlaut des 
Bischofsrechtes zum mindesten unwahrscheinlich. 

Fast keine der zahlreichen über Häuserkäufe und Häuser- 
leihen errichteten Urkunden, welche die auf den Grundstücken 
liegenden Lasten bis in's Einzelne aufzählen, erwähnt des Martins- 
zinses auch nur mit einer Silbe.^) Im ganzen dreizehnten und 
vierzehnten Jahrhundert wird er nie als Leihezins genannt. 

Da hat die in sich widerspruchsvolle Antwort, die der Rat 
im Jahre 1466 auf eine Klage Johanns von Venningen ergehen 
Hess, für uns keine Bedeutung mehr: Der Rat gibt hier zu, 
man schulde dem Bischof von weltlicher Gewaltsame den 
Rappenpfennig von der Eigenschaft der Hofstätten in der 
Stadt auf St. Martinstag. Unmittelbar vorher aber behauptet 
er, es befremde ihn „nicht unbillig, dass unsre Stadt mit Grund 



1) Hensler: Verfassungsgeschichte. S. 53. 

2) 'Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 51. 
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und Boden und andern Stücken der Stift zu Basel von Recht, 
Natur und Eigenschaft zugehören solle." ^) 

Als Resultat ergibt sich: Der Martinszins ist nicht 
ein ursprünglicher Leihezins; er lässt den Schluss, 
dass der Bischof einst alleiniger Grundeigentümer 
im Stadtgebiet gewesen sei, nicht zu. Ob er, wie 
Heus 1er meint*), eine Abgabe für den Schutz bedeutet, 
welchen die bischöfliche Vogtei gewährt, und der im Begriff 
des Stadtfriedens zur Erscheinung kommt, — oder ob er, wie 
Rietschel vermutet'), ein dinglich radiciertes Wach- und 
Befestigungsgeld darstellt, wage ich nicht zu entscheiden. Eine 
dritte Möglichkeit scheint mir nicht ausgeschlossen, nämlich 
die, dass auch der Martinszins unter den Begriff der oppressio 
fällt. ^) 

Spuren einer ausschliesslichen bischöflichen Grrundherr- 
schaft finden sich in Basel nicht. Die Tatsache, dass alle 
Grundeigentümer in der ersten Hälfte des Mittelalters ihr 
Eigen an den Bischof abgetreten hätten, ist auch an sich un- 
wahrscheinlich. Wer waren denn diese Grundeigentümer? 
Dass es im achten und neunten Jahrhundert in den Bischofs- 
städten zahlreiche Freie auf freiem Eigen gab, hat schon 
Arnold*) erkannt. Er gebrauchte für sie den seither viel 
geschmähten Ausdruck „altfrei". Diese alt freie Gemeinde 
hat sich nach Arnold ihre persönliche Freiheit immerfort 
bewahrt, wenn sie sich auch vorübergehend durch Aufgabe 
ihres Eigens der Vogtei des Bischofs unterwarf und dadurch 
zu Grundzins und andern Leistungen verpflichtet wurde. Im 
elften und zwölften Jahrhundert sei sie dann durch die Ein- 
wanderung anderer Freier grösser geworden und durch ihre 
immer mehr sich ergebende wirtschaftliche Unabhängigkeit 



1) S. bei Heusler: S. 397. 

2) Heusler: S. 53. 

8) Rietschel: Markt und Stadt in ihrem rechtlichen Verhältnis. S. 134. 

*) Vgl. Heusler: Stadtverfassung. S. 102. — Gierke: Genosseii- 
schaftsrecht. Bd. II. S. 650. 

^) Arnold: Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte. Ham- 
burg und Gotha 1854. Bd. I. S. 12 fF., S. 62 ff. — Geschichte des Eigen- 
tums. S. 9 ff. 
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dem Bischof gegenüber auch politisch erstarkt. Auf Arnolds 
nicht ganz glückliche Beweisführung einzugehen, ist für unsre 
Zwecke überflüssig. Zum selben Resultat kommt Heusler^) 

— auf anderm Wege — , und neuerdings hat ßietschel*) 
mit Sicherheit das Vorhandensein freier Gemeinden auf freiem 
Eigen in den alten civitates nachgewiesen. 

Um die Wende des ersten Jahrtausends oder wenig später 
findet sich auf dem Lande freier Grrund und Boden nur selten 
mehr. Die Bauern hatten sich genötigt gesehen, ihr Eigen 
einem mächtigen weltlichen oder geistlichen Herren aufzugeben, 
um dessen Schutz und Schirm zu gemessen und von der Heeres- 
folge und der Dingpflicht befreit zu sein. 

Aus dieser Tatsache zieht man einen Schluss auf die Städte 
und nimmt an, die Verhältnisse seien dort dieselben gewesen. 

Aber was war es, das die Bauern in die Hände der Mäch- 
tigen trieb, was zwang sie, ihre Hufen einem Herrn zins- 
pflichtig zu machen? — Ihr wirtschaftlicher Niedergang. Was 
bewirkte anderseits die starke Einwanderung in die Städte? 

— Ihr wirtschaftlicher Aufschwung. Markt und Handel machen 
den Städter selbständig, und der Grrundbesitz an sich war in 
jenen Zeiten der Einwanderung in der Stadt viel einträglicher 
als auf dem Lande.®) . 

Demnach ist es unwahrscheinlich, dass die Bewohner der 
Städte genötigt waren, durch Aufgabe ihres Eigens in die 
Vogtei des Bischofs zu treten; sie haben sich vielmehr die 
Freiheit ihrer Person wie die Freiheit ihres Eigens die Jahr- 
hunderte hindurch gewahrt. Freie Geschlechter, die von 
altersher auf freiem Grund und Boden sitzen, sind 
es, denen wir im dreizehnten Jahrhundert in Basel 
begegnen. 



1) Stadtverfassung. S. 87 fF. 

2) Die Civitas auf deutschem Boden. Leipzig 1894. S. 72 ff. — Vgl. 
auch V. Below : Stadtgemeinde, S. 20, und Entstehung der deutschen Stadt- 
verfassung in Histor. Zehr. Bd. 58. 1887. S. 231. — Jäger: Die Rechts- 
verhältnisse der Grundbesitzer in der Stadt Strassburg während des Mittel- 
alters. Strassburg 1888. S. 8. 

3) Vgl. Arnold: Verfassungsgeschichte. I. S. 140 ff. — Heusler: 
Stadtverfassung. S. 102. 
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Daneben gab es zahlreiche Eingewanderte, die teils eben- 
falls in den Besitz von freiem Eigen gelangt waren, teils — 
und das war wohl die Mehrzahl — sich ein Grundstück gegen 
Verpflichtung zur Zinszahlung hatten verleihen lassen. Dabei 
handelt es sich stets um die gewöhnliche, auch auf dem Lande 
übliche freie Erbleihe, wie sie von Jäger für Strassburg dar- 
gestellt worden ist. Dagegen kam das Verhältnis, das Got- 
hein^) und Beyerle^) in Konstanz gefunden haben, und das 
«ie als Zins eigen bezeichnen, in der „mehrern" Stadt®) nicht 
zur Anwendung. 

Dieses Zinseigen charakterisiert sich als ein Leiheverhält- 
nis mit voller Veräusserungsfreiheit des Beliehenen; Object 
der Leihe ist eine unbebaute area; Zweck ist Bebauung der- 
selben. Das Zinseigen steht unter öffentlichem Gericht und 
mit seinem Besitz ist das Bürgerrecht verbunden. 

Natürlich wurden auch in Gross-Basel in der ältesten 
Zeit unbebaute aree mit Ueberbauungspflicht des Beliehenen 
ausgetan. So vom St. Leonhardsstift. Aber hier ist von einer 
Veräusserungsfreiheit des Beliehenen keine Rede. Wahrschein- 
lich war vielmehr ursprünglich ein Eintritt ins Hofrecht*) 
gefordert; denn noch im dreizehnten Jahrhundert erfolgt Re- 
signation und Neuverleihung vor dem Gericht des Probstes 
von St. Leonhard. 

Im Uebrigen findet sich nur die gewöhnliche freie Erb- 
leihe. Noch am Ende des dreizehnten Jahrhunderts bedarf es 
zu einer Uebertragung des ius hereditarium der Zustimmung 
des Leiheherrn und der Neuverleihung seitens desselben, wenn 
auch die Zustimmung erteilt wurde secundum consuetudinem 
civitatis, also wohl nicht verweigert werden konnte. 

Dass es hier kein Zinseigen gibt, mag damit zusammen- 



1) Wirtschaftsgesch. des Schwarz waldes. S. 161 ff. 

^ Salmannenrecht: S. 6, 9, 166 u. passim. Aach Kent gen weist anf 
dieses Verhältnis hin: Stadtverfassung. S. 122 ff. 

^ Dem linksrheinischen Basel. 

*) Es mag sich dabei allerdings nm ein „gemildertes^ Hofrecht ge- 
handelt haben. — Arnold: Eigentum. S. 20. — Heusler: Verfassungs- 
gesch. S. 96 f. Institutionen 11. S. 179. — v. Below in Histor. Zeit- 
schrift. Bd. 58. S. 242 ff. 
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hängen, dass das Areal der Stadt, soweit es nicht Allmend 
betrifPt, schon frühzeitig zum grössten Teile überbaut war.^) 

Wenden wir uns nun der mindern Stadt zu. Hier lagen 
die Verhältnisse anders. Geistlicher Herr war der Bischof 
von Konstanz, weltlicher der Bischof von Basel. Hier war 
der Basler Bischof Grundeigentümer fast des ganzen Areals, 
das die spätere Stadt ausmachte. Wie er in diesen Besitz 
gekommen, ist nicht überliefert. Ich nehme an, es habe da 
ein Wald gestanden ; diesen habe der König kraft B,egals dem 
Bischof geschenkt.^ 

Auf dem bischöflichen Boden bildete sich ein Dorf, die 
älteste Ansiedlung, aus der die Stadt hervorgegangen ist. Um's 
Jahr 1101 gründete Bischof Burckhardt das Kloster St. Alb an. 
Er stattete die junge Gründung reich mit Gütern aus und 
schenkte ihr unter anderm in villa que dicitur inferior Basi- 
lea ecclesiam cum appendiciis. •) Diese appendicia umfassten 
jedenfalls einen grossen Teil des spätem städtischen Areals, 
aber nicht das ganze. Das Kloster St. Alban tat seine Güter 
zu Erbrecht aus und setzte einen Meier hin, der die Zinse 
einzunehmen hatte. Wer die Ansiedler waren, wissen wir 
nicht; ich nehme an, es seien teils freie Bauern aus der Um- 
gegend, teils Hörige der benachbarten Herrschaften gewesen. 
Daneben war aber auch der Bischof Grundeigentümer am 
rechten Rheinufer ; zugleich besass er die öffentliche Gerichts- 
barkeit. Diese liess er ausüben durch einen Beamten, der in 
den Urkunden — allerdings erst um die Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts — imter dem Namen „Schultheiss** erscheint.*) 

Wir finden also in alter Zeit auf dem Territorium, auf 
dem sich später die mindere Stadt entwickelte, zwei Grund- 
eigentümer, und zwar blieben diese wohl lange die beiden 



1) Vgl. Rietschel: Civitas. S. 70. 

^ Wie z. B. a. 1004 Heinrich II dem Bischof Adalbero einen Wald 
im Elsass schenkte. Urknndenbnch der Stadt Basel. (Cit. U.-B.) Bd. I, Nr. 7. 

3) Ü.-B. I. 14. 

*) Auffällig ist hier das Fehlen des Vogtes. Ob wir in den Zeugen 
der Urkunde, U.-B. I. 456 (1265), ein Vogtsgericht zu erblicken haben, ob 
überhaupt der Bischof in Klein-Basel je einen Vogt tätig werden liess,. 
wage ich nicht zu entscheiden. 
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einzigen. Im Beginn des dreizehnten, vielleicht schon Ende^ 
des zwölften Jahrhunderts, hat aber der Bischof einzelne Teile 
losgelöst; es ist Tatsache, dass sich im dreizehnten Jahrhun- 
dert auch hier freies Eigen Anderer findet.^) Entsprechend der 
Entwicklung ist es verhältnismässig seltener als in der mehrern 
Stadt; dagegen haben die Leiheverhältnisse hier eine 
grössere Bedeutung als dort. Zunächst begegnen wir der freien 
Erbleihe oder Zinsleihe. Daneben ist aber auch Zinseigen 
sehr häufig. Im Auge habe ich die Güter, die von St. Alban 
zu Erbe gehn ; vielleicht ist auch eine Hofstatt des Domstiftes 
dahin zu rechnen; jedenfalls handelt es sich um Grüter, die 
einem der beiden ursprünglichen Grundherren zinspflichtig sind.*) 
Wir sahen oben, das St. Albankloster setzte einen Meier 
ein. Man wäre dadurch versucht anzunehmen, es habe seine 
Güter zu hofrechtlicher Leihe ausgetan. Dem ist aber nicht 
so ; die Güter stehen nicht imter einem Hofgericht des Meiers, 
sondern unter dem öifentlichen des Schultheissen. Dass der 
Beliehene ein solches Gut frei veräussern durfte, ergibt sich 
aus folgenden Erwägungen: Es ist wahr, bei Veräusserung^ 
seitens des bisherigen Beliehenen wirkt der Meier mit; die 
Güter werden „mit des meiers hand" gefertigt. Aber nie 
werden sie — wie es bei der gewöhnlichen Erbleihe die Regel 
ist — dem Meier resigniert und von ihm neu verliehen. Stets 
„fertigt" sie der Veräusserer direkt dem Erwerber. — Wir 
sahen, dass bei der gewöhnlichen Erbleihe schon am Ende de& 
dreizehnten Jahrhunderts der Leiheherr auf Verlangen und 
Resignation seitens des bisherigen Beliehenen die Neuverleihung 
vornehmen musste. Materiell kommt es also bei beiden Ver- 
hältnissen auf dasselbe hinaus. Aber der formelle Unterschied 
scheint mir der Beachtung wert ; er deutet gewiss darauf hin^ 
dass die Veräusserungsbefugnis des Beliehenen bei beiden ur- 
sprünglich auch materiell verschieden geregelt war. Eine 
weitere deutlich redende Tatsache ist die, dass keine von den 
Urkunden, die für Zinseigen in Betracht kommen, eine Er- 
Schatzverpflichtung erwähnt. — Was die Ueberbauungspflicht de& 

1) S. unten S. 15. — Heasler: Verfassungsgesoh. S. 866. 

2) Ü.-B. n. 126 (1273), 130 (1273), 171 (1275), 374 (1282), 387 (1282), 
404 (1288), 418 (1283), 486 (1285), 506 (1286). 
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BeKehenen betrifft, so lässt sich diese in unsern Urkunden, 
die überhaupt erst nach 1250 beginnen, natürlich nicht mehr 
in jedem Falle nachweisen. Tatsache ist, dass der Zins von 
den Hofstätten, nicht von den Häusern bezahlt wird. 
Deutlich ist die Bebauungspflicht ausgesprochen in einer Ur- 
kunde von 1256 (U.-B. I. 310): Das Kloster St. Alban über- 
lässt dem Kloster St. Blasien ein Grundstück in Klein-Basel 
ad construendam inibi domum in emphiteosim secundum iura 
et eiusdem loci consuetudinem perpetuo possidendam.^) 

Davon, dass das Zinseigen im Gegensatz zum Zinsleihegut 
Bürgerrecht verlieh imd vor Gericht gefertigt werden musste, 
haben wir später zu reden. 

Der Name „Zinseigen" oder „Erbeigen" kommt in Klein- 
Basel allerdings nicht vor; es heisst alles „erbe". Nur in 
einer Urkunde wird ein solches Gut als „eigen" der Be- 
liehenen bezeichnet.*) 

Als Resultat ergibt sich : in der mindern Stadt kennt 
man im dreizehnten Jahrhundert freies Eigen und 
Zinseigen. 

§2. 
Grrundbesitz und Bfirgerrecht. 

Nur wer „buliche und hebeliche" in der Stadt sitzt, nur 
der gilt in der altern Zeit als vollberechtigter Stadtbürger. 
Grundbesitz innerhalb der Stadtmauern ist Voraus- 
setzung des Bürgerrechtes. So wurde es gehalten in Bern, 
in Freiburg, in Magdeburg, in Worms, in Speier, in München, 
in Zürich^), in Konstanz*), in Neuenburg i. B.*) u. a. 

^) Hier ist anch Besignation seitens des bisherigen Beliehenen und 
Neuverleihung seitens des Eigentümers vorgenommen worden ; es ist klar 
warum: Das Rechtsgeschäft war nicht zwischen dem Beliehenen und dem 
neuen Erwerber, sondern zwischen diesem und dem Eigentümer abge- 
schlossen worden, worauf dann der bisherige Beliehene auf irgend eine 
Weise zur Resignation veranlasst worden war. 

2) U.-B. n. 130 (1273) in Verbindung mit 126 (1273). 

8) Maurer: Geschichte der Städteverfassung in Deutschland. Bd. IL 
Erlangen 1870. S. 195 ff. 

*) Beyerle: a. a. 0. S. 8. 

5) Zeitschrift f. d. Geschichte des Oberrheines. N. F. Bd. L S. 108. — 
Vgl. übrigens auch Gierke: Genossenschaftsrecht. Bd. n. S. 692. 
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Obgleich ein Schluss aus diesen Stadtrechten zu der An- 
nahnie berechtigte, dass auch in Basel die Verhältnisse gleich 
lagen, soll doch im folgenden die Richtigkeit einer solchen 
Annahme mit Hilfe der Basler Quellen selbst geprüft werden. 
Leider muss man dabei sehr in*s einzelne und kleine gehen 
und die Greduld des Lesers wird stark in Anspruch genommen. 

Grundbesitz ist Voraussetzung des Bürgerrechtes; 
und zwar ist in Gross-Basel freies Eigen erforder- 
lich, während in der mindern Stadt der Besitz eines 
Zinseigens genügt. An einem direkten Beweise für diese 
Behauptung fehlt es leider ; doch lässt sich die Annahme, dass 
in Gross-Basel der Besitz freien Eigens gefordert wurde, be- 
gründen mit dem Hinweis auf folgende Tatsachen. 

1. Dass Bürger freies Grundeigentum besassen, ist un- 
zweifelhaft^). Ein Blick in das Urkundenbuch verschafft uns 
die Ueberzeugung davon. 

2. Freies Eigen von eingesessenen Nichtbürgern (Hand- 
werkern, Kaufleuten) findet sich im dreizehnten Jahrhundert 
nicht ^). (S. u. S. 12.) 

3. Nicht nur geistliche Anstalten und Kleriker, sondern 
sogar Auswärtige und Juden konnten in Basel freies Grund- 
eigentum erwerben. Da wäre es im höchsten Grade inkonse- 
quent, wollte man die eingesessenen Nichtbürger davon aus- 
schliessen. — Dass das in der Tat nicht geschah, zeigt das 
berühmte Beispiel des Ludewicus institor^). 

4. Warum finden wir dann aber ausser den Geistlichen, 
Juden und Auswärtigen nur Ritter und cives im Besitze freien 
Eigens? Weil die Handwerker und Kaufleute mit 
<iem Erwerb freien Eigens in die Reihe der Bürger 
traten und daher in den Urkunden das Prädikat 
., civis" führen. 

Also der Besitz freien Grundeigentums war das punctum 
saliens. 

Doch bin ich noch die Begründung des zweiten Satzes 



1) S. oben § 1. — Heusler: Verfassungsgesch. S. 169. 

2) Heusler: a. a. 0. S. 171. 

^ Heusler: a. a. 0. S. 142 und unten S. 15. 
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schuldig. Hier kann sie Baum finden, ohne den Zusammen- 
hang zu sehr zu unterbrechen. Im dreizehnten Jahrhundert 
findet sich in den Händen der eingesessenen Nichtbürger kein 
freies Eigen. Einen positiven Beweis haben wir nicht; wir 
müssen eben alle Urkundenstellen, die gegen unsre Behauptung 
zu sprechen scheinen, eliminieren, d. h. wir müssen zeigen^ 
dass da, wo scheinbare eingesessene Nichtbürger freies Grund- 
eigentum haben, sie in Wirklichkeit doch Bürger sind. 

Woran erkennt man die eingesessenen Nichtbürger in den 
Urkunden? — Am ehesten — wenn auch nicht ganz untrüg- 
lich (s. u.) — am Attribut, das sie für Handwerker, Krämer 
u. s. w. ausgibt. 

Daher können gegen unsre Behauptung einmal alle die 
Fälle nicht geltend gemacht werden, wo das Attribut, das 
scheinbar einen Beruf bezeichnet, in Wirklichkeit Geschlechts- 
oder Beiname ist. Wo wir also Leute mit solchen Namen im 
Besitz freien Grundeigentums antrefien, sind wir nicht genötigt 
anzunehmen, dass sie als Handwerker oder Krämer nicht dem 
Bürgerstand angehört hätten. Dass das Attribut Name und 
nicht Berufsbezeichnung ist, ergibt sich in manchen Fällen aus 
dem geistlichen Stande des Trägers, in andern aus dem vor- 
gestellten „dictus" : frater Cunradus sutor procurator gene- 
ralis von St. Clara (U.-B. IL 322, 1280). — C. dictus Vischere 
(U.-B. IL 74, 127.) ') 



1) Als Namen sind folgende Bezeichnungen in folgenden Fällen auf- 


Casseator : 


U-B. 


ra. 501 (1299). 


Faber: 


» 


in. 137 (1274), 594 (1287). 


Gipser: 


» 


II. 369 (1261), m. 515 (1300). 


Koch: 


» 


III. 201 (1296), 310 (1296). 


Linweter: 


» 


IL 580 (1287), m. 314 (1296). 


Müller: 


» 


III. 396 (1298), 491 (1299). 


Mnrer: 


j) 


m. 88 (1292), 162 (1294). 


Pistor: 


ff 


II. 321 (1280), III. 380 (1297). 


Schilter: 


» 


m. 447 (1299). 


Schlosser : 


» 


m. 160 (1294), 197 (1295). 


Seiler: 


» 


ni. 235 (1295), 322 (1296). 


Sntor: 


^ . 


II. 322 (1280). 


Wagner : 


» 


m. 442 (1298), 504 (1299). 


Zolner : 


n 


m. 336 1297), 349 (1297). 
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Abgesehen davon ist mir kein einziger Fall bekannt, wo 
ein als Handwerker oder Krämer Bezeichneter, im Besitz von 
Grundeigentum erschiene, ohne dass er Bürger wäre. 

U.-B. n. 17 (1269), 65 (1271): Johann der Apotheker hat 
eigene Häuser in Basel ; er ist civis : U.-B. I. 238 (1250), 
343 (1258), 349 (1258). 
U.-B. ni. 97 (1293): Werner der Kaltschmied hat Eigen vor 
Spalon; er ist civis. III. 349 (1297). 
Freies Grundeigentum in der Hand eingesessener Nicht- 
bürger gab es im dreizehnten Jahrhundert nicht. 

Wir haben oben gesagt : Besitz freien Grundeigentums 
war Voraussetzung des Bürgerrechtes. Der Besitz eines Zins- 
gutes genügte nicht. Das geht hervor aus den zahlreichen 
Urkunden, wo Handwerker im Besitz von Zinsgütern erscheinen 
und trotzdem nicht als Bürger bezeichnet sind. ^) 

Ein Angriff gegen meine Behauptung könnte sich auf die 
Tatsache stützen, dass in einigen Urkunden Leute als Hand- 
werker, Kaufleute u. s. w. und als Bürger zugleich bezeichnet 
werden. Mit diesen Fällen müssen wir uns nun noch befassen. 
Es geschieht dies einmal da,*) wo die Betreffenden freies Grund- 
eigentum besitzen.*) 

Hierher darf ferner tector gerechnet werden: U.-B. I. 351 (1258). Ch. tector 
als civis Basiliensis. Er ist offenbar identisch mit Ch. der Tecke. 11. 355 
(1281). Vgl. auch U.-B. II. 267 (1278) : domus quondam Cunradi dicti Decken 
civis Basiliensis. 

1) Vgl. U.-B. I. 174 (1243), 187 (1245), 261 (1252), 294 (1255), 326 (1257), 
341 (1258), 490 (1267), 494 (1267). H. 15 (1269), 18 (1269), 39 (1270), 116 
(1273), 194 (1276), 244 (1278), 292 (1280), 310 (1280), 344 (1281), 353(1281), 
i381 (1282), 484 (1285), 520 (1286), 550 (1286), 663 (1289). III. 34 (1291), 
38 (1291), 47 (1291), 60 (1291), 112 (1293), 148 (1294), 162 (1294), 195 II 
(1295), 197 (1295), 219 (1295), 281 (1296), 290 (1296), 302 (1296), 328 (1297), 
329 (1297), 378 (1297), 382 (1297), 413 (1298), 429 (1298), 453 (1299), 485 
(1299), 504 (1299), 505 (1299), 506 (1299), 541 (1300), 578 (1300). — Vgl. auch 
r.-B. I. 155 (1241): Eüdeger Brotmeister der Bäcker und seine Frau, die 
drei Häuser vom Domcapitel zu Erbe haben, legen mit dessen Einwil- 
ligung den Zins von allen dreien auf eines und verkaufen die beiden 
andern dem Arnold Fuchs civi Basiliensi zu eigen. 

*) Abgesehen von den S. 12 Anm. 1 besprochenen Fällen. 

^ Ueber die Weiterführung der Berufsbezeichnung, vgl. Heus 1er: 
a. a. 0. — Maurer: a. a. 0. S. 200. 
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U.-B. I. 397 (1261) : Cuno rasor dictus de Muspach civis Basi- 
liensis hat zu eigen das Haus zur Platte und ein Haus 
an der Suterstrasse, vgl. I. 337 und 469. 
U.-B. II. 633 (1288): Johann Faber civis Basiliensis hat ein 
eigen Haus beim Kreuzthor. 

640 (1288): Werner filius Nicolai pistoris concivis 

noster hat ein eigen Haus in Libero vico. 

Will man Gipser und Cementarius nicht als Namen gelten 

lassen, so erklärt sich die Bezeichnung des Peter Cementarius- 

und des Cuno Gipser als Bürger daraus, dass sie das Haus 

zum Riesen zu eigen hatten. ^) 

In einer Reihe von andern Fällen können wir füglich be- 
haupten, dass die Beilegung des Titels civis auf einer Unge- 
nauigkeit beruht, sei es, dass damit die Schutzangehörigkeit 
des Betreifenden gemeint ist, sei es, dass der Sctreiber der 
Urkunde den Betreffenden wirklich für einen Bürger hielt, 
oder dass er aus verzeihlicher Nachlässigkeit da, wo ein Nicht- 
bürger neben Bürgern Zeuge war, ihn unter die andern Zeugen 
setzte und erst am Ende das „cives Basilienses" beifügte. Nie 
kommt das vor in einer vom Vogt, vom Schultheissen, vom 
Bürgermeister oder vom Rat ausgestellten Urkunde.^) 

Nun bleiben noch drei Fälle, wo Leute, die wir ihrem 
Berufe nach für Nichtbürger halten sollten, dennoch unzweifel- 
haft Bürger waren, ohne dass sich Urkunden finden, aus denen 
bei ihnen Besitz von Grundeigentum nachzuweisen wäre. Bei 
der geringen Zahl der Fälle darf aber aus diesem Mangel kein 
Schluss gezogen werden. Es handelt sich um folgende drei 
Bürger: 

U.-B. I. 337 (1258) : . . . dictus Vuli institor civis Basiliensis. 
III. 121 (1293): Werner Stamler der Kremer ein Burger 

von Basel. 
III. 195 II (1295): Heinricus Amoldi institor civis Basi- 
liensis. 



1) U.-B. I. 359 (1259/60). 

2) Vgl. hiezu die Fälle U.-B. I. 144 (1237), 294 (1255), 338 (1258). - 
II. 21 (1269), 39 (1270), 45 (1270), 137 (1274), 189 (1276), 218 (1277), 335 
(1281), 594 (1288), 607 (1289), 710 (1290). — HI. 7 (1291). - Trouillat: 
n. 260 (1281), 367. 
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Kaufleute sind es, Leute, die häufig zu den Wohlhabendsten 
gehörten, so dass es zum mindesten wahrscheinlich ist, dass 
auch sie ein Eigen in der Stadt besassen.^) 

Was also die eingesessenen Nichtbürger, die Sessmannen, 
von den Bürgern schied, waren nicht ständische, sondern wirt- 
schaftliche Schranken. Ein klares Beispiel dafür, wie sie bei 
Besserung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse auch in recht- 
licher und sozialer Hinsicht steigen konnten, bietet sich in 
Ludewicus institor und seinem Sohne Conrad. Der Vater, 
ursprünglich wirklich Krämer, ward reich, erwarb Grund- 
eigentum und trat dadurch in die Reihen der Bürger. Seinen 
Beruf scheint er aufgegeben zu haben; denn bald wird er 
nicht mehr als Ludewicus institor, sondern als Ludewicus dictus 
Institor aufgeführt. Sein Sohn Conrad erscheint 1329 als 
Conrad von Hertenberg, Edelknecht.*) 

In Klein-Basel genügte der Besitz eines Zinseigens zum 
Erwerb des Bürgerrechtes. Das geht aus folgenden Tatsachen 
hervor : Aus der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts 
sind etwa sechzig Urkunden überliefert, die den Liegenschafts- 
verkehr in Klein-Basel betreifen. Als Grundeigentümer mit 
freiem Eigen erscheinen darin das Domstift, die Klöster St. Alban^ 
Klingental, St. Clara, Wettingen und Lützel, das Petersstift und 
das Johanniterhaus ; ferner H. Brotmeister, H. von Schliengen, 
die Familie Küchenmeister und Werner der Vogt von Brom- 
bach. — Möglicherweise handelt es sich um freies Eigen bei 
H. Ceisse, Peter Senftlin und Frau, C. Volstuke, der Begine 
Anna Schachternell, Joh. von Arguel, der Frau des B. von 
Oeschgen, Dietrich Münzmeister und Johann von Diessenhofen 
canonicus, endlich bei den Brüdern König. — Wo bleiben da 
aber die andern alle, die unzweideutig als Bürger genannt 
sind: H. Reizo, Joh. der Boeke, Arnold von Lörrach, H. Hase 
der Müller, H. der Meier, Ulrich der Scher er, H. von Hilte- 
ningen, H. der Härder, Jakob Zebel, Rudolf von Mühlhausen 
der Krämer, Johann von Freiburg der Kupferschmied, Diet- 

1) Heinrich Arnolds hatte ausgedehnte Güter bei Eimeldingen, Binzen 
und Haltingen zu eigen. Vgl. U.-B. III. 195 I (1295), 259 (1296). Vor den 
Stadtmauern besass er Wiesen- oder Ackerland zu erbe. U.-B. 11. 534 (1286). 

^) Heusler: Verfassungsgeschichte. S. i42f. 
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lielm von Hammerstein der Schmied, Burkhard Kozzo u.s.w. — 
oder die, deren Bürgereigenschaft aas ihrer Zagehörigkeit zam 
Rate hervorgeht : Johann Lessier, Dietrich der Teoche, Meister 
Berner der brotbecke, Werner Winkler, C. Bürer, Heinrich der 
Sporer, H. von Wintersingen, der Müller Niclaas von Wyhlen, 
^er Schmied Kesili, Conrad Böller, die Bäcker Heinrich und 
Peter von Emmerach, Hug Ermenrich, Johann Fastnacht, Jo- 
hann der Schmied, Conrad von Naglar, der Bäcker Rudolf am 
Teich, Siegfried von Binzen, Konrad Kozze, Peter Fleisch, 
Johann von Hauenstein, Heinrich Löwe, Burkhard Schertleip. 

Neben dem ausgedehnten Grundbesitz des Albanklosters 
konnten unmöglich diese alle ebenfalls freies Eigen haben. 

Ein Beweis liegt ausserdem in zwei Urkunden von 1256. 
Das Kloster St. Blasien will in Basel, wo es noch keinerlei 
Niederlassung besitzt, eine solche gründen. Am 26. Juli (TJ.-B. 
I. 311) erteilt Bischof Berthold dem Kloster St. Blasien, das 
vom Kloster St. Alban eine Hofstatt neben dem Isteiner Tor 
zum Bau eines Hauses gekauft habe, das Privileg, dass ihm 
für dieses Haus weder collecte, que vulgo stura dicuntur, noch 
vigilie vel quecunque exactiones auferlegt werden dürfen, ausser 
-einer jährlichen Steuer von fünf Schilling. Nee minus ipsis 
defensionem in omnibus eorum bonis quam ex eo quod cives 
nostri sunt cum concivibus suis procurabimusexhibere: Trotz- 
dem sollen sie (Abt und Convent) seitens des Bischofs und der 
Klein -Basler Bürgerschaft vollen Schutz gemessen aus dem 
Orunde, weil sie Bürger sind. Worauf geht nun das Bürger- 
recht zurück ? Einfach auf den Erwerb des Grundstückes beim 
Isteinertor. Nun sagt uns aber eine Urkunde vom 19. Juli 
{U.-B. I. 310), dass diese Hofstatt vom Kloster St. Blasien 
nicht zu freiem Eigen erworben, sondern dem Albankloster 
zinspflichtig war. 

Allerdings handelt es sich um ein Kloster ; dass aber solche 
Klöster als rechte Bürger betrachtet wurden, darüber lässt 
uns die Urkunde des Bischofs Berthold keinen Zweifel. Dann 
wurden aber die allgemeinen Grundsätze auch auf sie an- 
gew:andt. *) 



1) Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 263. — S. unten S. 21. 
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Warum sind nun aber die Voraussetzungen des Bürger- 
Techtes in der „mehren" und der mindern Stadt verschieden? 

Die älteste Ansiedlung auf dem rechten Rheinufer war, 
wie wir sahen, ein Dorf auf bischöflichem, später klösterlichem 
Boden. Die Umwandlung zur Stadt erfolgte erst um die Mitte 
des dreizehnten Jahrhunderts;^) sie mag sich vollzogen haben 
unter dem Einfluss des damaligen Domprobstes, des spätem 
Bischofs Heinrich von Neuenbürg.^) Er, Bischof Heinrich, 
gibt 1274 der mindern Stadt eine Handveste*) und tut seinen 
„lieben burgern von enrun Basile, die michel koste un michel 
arbeite an libe uii an gute haut gehabt, daz si denselben vlecken 
un die selbun stat hant gebuwen ufi gevestet un noch fürbaz 
mit ir kosten müzen buwen uii vesten, die gnade, dur daz si deste 
baz luste ze buweime un da ze belibenne, daz si uns jergelich 
niht wand vierzec phunt phenninge geben sulen ze gewerfe". 

Man meint, man höre einen Städtegründer sprechen, der 
die Ansiedler bewegen will, auf seinem Grimd zu bleiben und 
zu bauen. Und noch mehr erscheint die Entwicklung der 
mindern Stadt den neuen Städtegründungen ähnlich in dem 
Briefe Rudolfs von Habsburg, den er ihr auf Betreiben des 
Bischofs im Jahre 1285 ausstellte.*) Es heisst darin: Eidem 
opido et civibus in eo commorantibus et ad ipsum confluen- 
tibus ad morandum, dum recepti fuerint in concives, easdem 
libertates, gracias, immunitates et iura concedimus, quibus 
gaudent cives nostri et opidum Columbariense et quibus hac- 
tenus sunt gavisi.^) — Weiter fügt Rudolf bei: Ad hec in 



1) 1255 erscheint der Ort durch einen Graben befestigt. Die oben 
erwähnte Urkunde Bischof Bertholds von 1256 lässt ausser Zweifel, dass 
wir es bereits mit einer Stadt zu tun haben, einmal durch die Art, wie 
sie von den concives und den Steuern spricht; sodann aber steht nach 
ihr ein Stadttor. Bezgl. des Grabens vgl. U.-B. I. 297 (1255). 

2) Coadiutor seit 1260, Bischof seit 1262. 
8) Ü.-B. IL 146. 

*) U.-B. II. 499. 

^) Dabei ist mit dem Golmarer Recht der Satz gemeint, den der Rat 
von Colmar später so formulierte: Wer zu uns kunt in unser stat und 
da bi uns sitzet jar und tag unversprochen, man spreche in denne an und 
gewinne in denne mit gerichte in der jaresfrist, den haben wir für unser 
und haben ouch danethin niemant me von im ze antworten. — Vgl. 

2 
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dicto opido, utpote in loco ad id apto et habili ebdomadale 
forum singulis feriis quintis duximus edicendum volentes et 
hoc regali edicto mandantes, ut omnes qui pro empcionis et 
vendicionis commercio exercendo ad ipsum forum confluxerint 
nostra et imperii protectione congaudeant et forensium privi- 
legio libertatum. 

Hauptsächlich dadurch, dass das Marktprivileg ^) der Stadt 
erst gegeben wurde, nachdem sie schon geraume Zeit stand^ 
unterscheidet sich die Entstehung und Entwicklung der mindern 
Stadt von den eigentlichen Städte grün dun gen (vgl. Frei-^ 
bürg i. B.). 

Mit einer neuen Stadt haben wir es zu tun. Ein Stock 
reicher, seit alter Zeit auf freiem Grund und Boden angesessener 
Bürger fehlt der mindern Stadt. Handwerker und Krämer sind 
ihre Bürger. Handwerker und Krämer sitzen in ihrem Rate. 
Derjenige unter ihnen, der den ausgedehntesten Grundbesitz, 
gehabt zu haben scheint, Peter Senftli,*) war Bäcker, war so- 
gar Höriger des Klosters Beinwil.®) 

Das ist der Unterschied: Auf der einen Seite die alte 
ßömerstadt mit ihren alten Geschlechtern auf freien Eigen — 
auf der andern Seite die neue Stadt, erwachsen aus einem- 
grundherrlichen Dorf durch Niederlassung Fremder auf ge- 
liehenen Hofstätten. 

Darum ist in der mehren Stadt freies Eigen Vor- 
aussetzung des Bürgerrechtes, während in der min- 
dern nur Besitz eines Zinseigens verlangt wird. 

He US 1er: Verfassungsgeschichte. S. 358. — Vgl. auch den Plan der 
Stadt im Histor. Festbuch zur Basler Vereinigungsfeier. 

^) Bischof Berthold, unter dem sich die Umwandlung zur Stadt — ich 
möchte sagen ihre Gründung — vollzog, erwarb dieses wichtige Privileg 
nicht, weil er in den Kämpfen zwischen Kaiser und Papst stets auf der 
Seite des letztern stand. Heinrich von Neuenburg, der doch ein solches 
Interesse an der kleinen Stadt nahm, tat es nicht, weil seine Eegierungs- 
jahre in die Zeit des Interregnums fielen. Berthold endlich hat gewartet 
bis 1285, weil seine Tätigkeit am Anfang seiner Regierung durch die Ge- 
schäfte des Reiches und des Kaisers vollauf in Anspruch genommen war, 
und er erst seit den achtziger Jahren (bis 1279 war er am kaiserlichen 
Hofe) seiner Stadt einige Aufmerksamkeit widmen konnte. 

2) U.-B. n. 416 (1283). m. 240 (1295). 

») U.-B. ni. 109 (1293). 
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Der blosse Grundbesitz in der Stadt genügt aber an sich 
noch nicht für den Erwerb des Bürgerrechtes. Erforder- 
lich ist auch tatsächliches Wohnen in der Stadt.^) 
Noch das Strassburger Stadtrecht von 1322*) stellt einen 
Minimalzeitraum für das „Sitzen" auf: Art. 22. „Was unser 
burger, die nit edellute sint, hynnan furter ir burgrecht leisten 
und besitzen recht woUent, das su sin geniessent, die sollen 
sitzen mit iren wiben, kinden, die unberaten sind, und irem 
gesinde in derre Stadt von Sant Martins tag untz an die licht- 
messe one underloss." Kaufleute sind daran nicht gebunden; 
doch müssen sie ihre Frauen und Kinder in der Stadt lassen. 
Wer wider das Gebot handelt „one urloupp meister und rats, 
der hat sin burgrecht nit besessen und sol man in für deheinen 
Burger halten des jors, es sy dann ein burger oder ein bur- 
ger in US von dirre statt ein naht oder zwo one geverde". 

• Auch von Basel wissen wir, dass noch in spätem Jahr- 
hunderten stets grosses Gewicht auf das tatsächliche Sitzen 
in der Stadt gelegt wird. ^) 

Andere Voraussetzungen waren nicht gegeben ; insbesondere 
bedurfte es in der altern Zeit wohl kaum eines feierlichen Auf- 
nahmeaktes. *) Das Freiburger Stadtrecht von 1120 sagt: 
Qui proprium non obligatum valens marcam in friburc habuerit, 
burgensis est. Wer in der Stadt Eigen hat und darauf sitzt, 
der ist Bürger. Wir haben keinerlei Nachricht, dass in Basel 
im dreizehnten Jahrhundert jeweilen ein besonderer Aufnahme- 
akt stattgehabt habe.*) Durch den Erwerb eines Anteils am 
Stadtgebiet trat man in die Stadtgemeinde ein. Denkbar wäre, 
dass man schon im dreizehnten Jahrhundert sogleich nach 
dem Eintritt einen Bürgereid leisten musste. Denkbar wäre 
femer, dass die Zulassung zu diesem Eide als ein ^in cives 
recipere" bezeichnet und formell als solches behandelt wurde. 
Materiell lag dann aber in der ganzen Ceremonie keine Auf- 

J) Maurer: S. 197. — Gierke: a. a. 0. S. 692. 

2) Ü.-B. Strassbnrg. IV. 2. S. 60 ff. 

3) U.-B. IV. 92 (1331), 806 (1366): V. 85 (1386); VII. 423 (1464). 
*) Vgl. darüber v. Maurer a. a. 0. S. 746 f. 

ö) Man müsste denn aus der oben (S. 17) erwähnten Urkunde von König 
Rudolf auf einen solchen schliessen: dum recepti fuerint in concives. — 
Vgl. auch Gierke: Genossenschaftsrecht. Bd. 2. S. 875 f. 

2* 
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nähme. Denn es muss der Bürgereid jährlich von den Bür- 
gern geleistet werden. Dass aber jeder, der schon Jahre lang 
Bürger war, stets wieder neu musste aufgenommen werden, 
wird niemand behaupten wollen. Der Schwur des Bürgereides 
war Bürgerpflicht; weil man Bürger war, musste man schwören. 

Unter keinen Umständen aber — das wird man mir zum 
mindesten zugestehen müssen — lag es im Sinne jener Zeit, 
dass einem Manne, der auf eigenem Boden in der Stadt nieder- 
gelassen war, das Bürgerrecht hätte verweigert werden können. 

Erst als der Besitz von freiem Eigen oder Zinseigen auf- 
hörte, Vorbedingung des Bürgerrechtes zu sein, als nach dieser 
Richtung jegliche Art der Niederlassung genügte, wie sie eben 
den wirtschaftlichen Verhältnissen des Betreffenden entsprach, 
erst da sah man sich veranlasst, einen besondern Auf nahme- 
akt, ein besonderes Aufnahmeverfahren einzurichten. 

Schön zeigt sich die Entwicklung im Strassburger Stadt- 
recht von 1322. Dieses kennt Grundbesitz als Voraussetzung 
des Bürgerrechtes nicht mehr. Konsequenter Weise verlängt 
es einen Aufnahmeakt. Der Petent muss dabei geloben, sin 
beste hussere in der Stadt Strassburg zu haben. Das heisst 
aber im Jahre 1322 nicht mehr, er müsse mit Haus sesshaft 
sein im Sinne der frühern Zeit,^) d. h. er müsse Eigen oder 
Erbe haben. Es bedeutet eigentlich nur, er dürfe sein bestes 
Haus nicht anderswo haben, seine hauptsächlichste Nieder- 
lassung soll in Strassburg sein. Hat ein Bewerber überhaupt 
kein Haus, so ist er deswegen vom Bürgerrecht nicht aus- 
geschlossen. Das beweist Art. 352: „die nu zu ziten oder 
harnoch by unss in unsser statt zu Strassburg mit ir besten 
hüser sessehaft sint oder ir meiste wonung hie haben, 
es sy by inen selbs by vatter, muter, swiger, sweher, ge- 
swusterde oder andern iren frunden, die 20 jor alt sint oder 
darüber und doch nit unser burger sint." 

Ich gebe zu, das Stadtrecht ist nicht ganz klar. Aber 
gerade^ darin zeigen sich die Spuren der Entwicklung; denn 
was die Unklarheit herbeiführt, das sind einzig und allein die 
Reminiszenzen aas einer früheren Zeit, da Grundbesitz Vor- 
aussetzung des Bürgerrechtes war. 

') Es geht das schon aus dem Plural „hussere" hervor. 



Digitized by VjOOQIC 



— 21 - 

Auch in Basel schwand die Bedeutung von Grund und 
Boden für das Bürgerrecht erst im vierzehnten Jahrhundert. 
Infolge der politischen Gleichstellung der Zünfte mit den Ge- 
schlechtern bildeten sich ein neuer Begriff der Bürgerschaft 
und damit neue Bedingungen für das Bürgerrecht aus.^) 

Wie mit dem Erwerb eines Eigens, der Erwerb des Bürger- 
rechtes, so ging mit dem Verlust des Eigens, der Verlust 
des Bürgerrechtes Hand in Hand. Das ist die notwendige 
Konsequenz. Nur wer durch Unglück sein Haus verliert, wem 
es verbrennt, der büsst sein Bürgerrecht nicht ein, gesetzt, 
dass er censum et coUectam et alia iura non super sederit.^ 

Geistliche und" Klöster konnten — wie wir sehen 
werden — in Basel Grundeigentum erwerben ; sie waren daher 
auch vom Bürgerrecht nicht ausgeschlossen.*) 

Ebenso war den Juden Grundeigentum zugänglich. Im 
dreizehnten Jahrhundert treten aber in den Basler Urkunden 
nur zweimal Juden auf, und in keinem der beiden Fälle sind 
sie als Bürger bezeichnet.*) Doch wissen wir aus dem vier- 
zehnten Jahrhundert, dass sie da ein — wenn vielleicht auch 
in manchen Punkten beschränktes — Bürgerrecht erwerben 
konnten. Nun hat sich aber die rechtliche Stellung der Juden 
im vierzehnten Jahrhundert gegenüber dem dreizehnten Jahr- 
hundert verschlechtert. Man darf also annehmen, dass sie auch 
im dreizehnten Jahrhundert, sofern sie die allgemeinen Vor- 
aussetzungen erfüllten, als Bürger betrachtet wurden und des 
Bürgerrechtes genossen.^) 

1) Vgl. Gierke: a. a. 0. S. 692—694. 

2) Freiburger Stadtrecht v. 1120, Art. 67. Ü.-B. Freiburg, Bd. I. — 
Beruer Handyeste von 1218, eodem S. 25, Art. 11. — Gierke: a. a. 0. 
S. 281 ff. 

8) U.-B. I. 311 (1266). — m. 39 (1291). - Heusler: Verfassungs- 
geschickte. S. 263. — v. Maurer: Städteverfassung. IL. S. 202. — Ochs: 
Geschichte der Stadt und Landschaft Basel. Bd. I. 1786. S. 249. — Auch 
noch später: Basler Rechtsquellen. I. S. 15 ff. (1339): „bürgere von Basel, 
er si phaffe oder leige** und bes. S. 19. 

*) U.-B. n. 434 (1284), 637 (1288). 

5) Heusler: S. 262. — v. Maurer: S. 228 ff. — Heusler: Institu- 
tionen. I. S. 151. - Ü.-B. V. 85 (1386). 
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Zweiter Abschnitt. 



Die gerichtliche Fertigung. 

§3. 

Der obligatorische Charakter der gerichtlichen Fertlgan^ 

im Basler Stadtrecht. 

Die älteste bekannte Bestimmnng des Basler Stadtrechtes, 
die positiv das Erfordernis der gericlitliclien Fertigung auf- 
stellt, ist enthalten in einer Ratserkanntnis aus dem Jalire 
1536.^) Es haben da beide Räte „mit ernst bedacht erwegen 
und zu herzen gfürt, dass vil und manigfeltig gferden und 
betrüg, so bishar in vertigungen der ligenden guter gebrucht, 
also dass die selbigen durch die verkeufere den keuferen 
usserthalb rechtens zu banden gestelt, zu ziten die zinsz daruff 
verhalten worden, daher dann vil und manch erley irrung ge- 
zenk und widerwertigkeit zum öftren mol entspringen, denselbi- 
gen hinfiiro für ze sin haben unsere hem beid rädt einhelligk- 
lich erkenth, wasz ligende güteren, es sigent hüser hof acker 
matten reben gärten, in unser meren und mindren Basel zwingen 
und bennen gelegen, fürohin von einer in die ander hand ver- 
kouft werden, dasz die alle sampt und sonders für unsere 
statgerichten und nämlich ein yedesz vor dem gericht, in dem 
es gelegen ist und an keinen andren orten gefertiget werden 
sollen, dann wo dasz nit beschehe und yemandts umb sin 
verkouft ligendt gfit die vertigung vor gericht innhalt diser 
erkanthnus änzenemmen verachten und die an andren orten oder 
furo winkelschryberen fertigen lassen wurde, da soUent unsere 
stätgericht uff solliche fertigungen nützit erkennen, sonder die 
alsz nichtig und craftlosz halten." 

1) Rechtsquellen von Basel-Stadt und Land. Bd. I. S. 375, Nr. 168. 
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Damit soll nicht erst die gerichtliche Fertigung eingeführt 
A^erden. Der Charakter der Vorschrift ist vielmehr der einer 
Erneuerung eines bestehenden Rechtgebotes, das nicht volle 
Nachachtnng findet. Die Ausdrucksweise des Rates zeigt deut- 
lich, dass ein aussergerichtliches Zuhandenstellen schon da- 
mals — d. h. vor Erlass der Erkanntnis — als unzulässig 
^alt. Unter den „andren orten" und den „winkelschrybern*^ 
«ind wohl die geistlichen Notare gemeint, deren es noch in 
•dieser Zeit in der Stadt Zwingen und Bannen mag gegeben 
haben. Dieser Schluss liegt nahe, wenn man die Erkanntnis 
vergleicht mit der Antwort, die der Rat 1466 auf die Klage 
des Bischofs Johann von Venningen ergehen liess: Käufe und 
Versatzungen von Liegenschaften müssten vor dem Schult- 
heissen geschehen, nicht vor Notarien des geistlichen Gerichtes 
in Häusern, damit nicht ehrliche. Leute betrogen würden.*) — 
Was aber mit dieser Bestimmung von 1536 bezweckt war, 
wird später deutlich werden.^) 

Also 1536 war die gerichtliche Fertigung obligatorisch; 
sie wurde es nicht erst damals. Das Erfordernis der gericht- 
lichkeit geht ohne Unterbrechung viel weiter zurück, bis ins 
dreizehnte Jahrhundert. Aus der ganzen Zwischenzeit be- 
stehen Urkunden, die eine gerichtliche Fertigung bezeugen, 
und auch in den Stadtrechtsquellen lassen sich ihre Spuren 
noch ein gutes Stück weit rückwärts verfolgen. 

In den Satzungen über Stadtrecht und Rechtsgang vom 
23. Juli 1457 wird von den Gebühren gesprochen, die der Gre- 
richtsschreiber „umb alle koffbriefe" erheben dürfe.®) — In 
der Ordnung des blauen Buches (um 1450) findet sich folgender 
Passus: Räte und Meister haben erkannt, „ob sach were, das 
dehein person oder personen sampt oder insunders dehein ir 
gut verkouftent, versatztent, verkömbertent oder belüdent vor 
gerichte, geistlichem oder weltlichem, oder uszwendig gerichtes 
mit iren briefen und ingesigeln und daby swürent, behübent, 
rettent, zu verstände gebent oder sprechent, daz solich gut 
nyemant anderm verkumbert, verseret oder versetzt were denn 

*) Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 396. 

2) unten § 8. 

^) Rq. (Rechtsquellen) I. S. 161. 
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umb so vil als sy denne geswom oder mit für worten behept 
nszgeseit und gesprochen hettent und sich das nit funde," so 
sollen die betreffenden Personen bestraft werden.^) 

Es mag auf den ersten Blick scheinen, als sei demnach 
auch eine aussergerichtliche Fertigung zulässig gewesen; man 
ist aber nicht genötigt, die Bestimmung so zu deuten; denn 
erstens braucht sich das „oder uszwendig gerichtes^* nicht auf 
alle vier Zeitwörter zu beziehen; zweitens handelt es sich um 
falsche Angaben bei Gelegenheit der in Rede stehenden Ge- 
schäfte gleichgiltig, ob die betreffenden Güter innerhalb oder 
ausserhalb von Zwingen und Bannen der Stadt liegen ; drittens^ 
kam es häufig vor, dass die Parteien — abgesehen von der 
Fertigung vor Stadtgericht — noch vor ein geistliches Ge- 
richt gingen oder selbst Briefe ausstellten ; endlich kann auch 
hier auf § 8 dieser Abhandlung verwiesen werden. 

Eine ähnliche Verordnung von 1430^) spricht von den 
weltlichen und geistlichen „schribern, so koufbrief schribent 
und machent*^ Da diese aber Eide geschworen haben und in 
Verbindung mit den Schultheissen, Vögten und Amtleuten beider 
Gerichte (Gross- und Klein-Basel) und mit den TJrteilssprechern 
genannt sind, so können wohl nur die Gerichtsschreiber ge- 
meint sein. 

Die Gerichtsordnung von der Wende des vierzehnten Jahr- 
hunderts (Schnell setzt sie zwischen die Jahre 1390 und 1411) 
bestimmt in Art. 10: Item und wenne der schulthesz nider- 
gesitzet ze richtende, so sol er des ersten ze banden nemen 
und fragen umb köife und vertigungen. — Art. 12: Item der 
schulthesz sol umb ein ieclich sach, so rede und Widerrede 
darumb geschieht des ersten die zehen fragen und darnach den 
vogt und die fürsprechen, es sie denne umb frefel, gebotte, 
vertgunge oder umb ein semlich sach, darumb die amptlüte 
von notdurft wegen des ersten ze fragende sint.*) 

Die Bestimmung, dass der Schultheiss nach Käufen und 
Fertigungen fragen soll, spricht deutlich für den obligatori- 
schen Charakter der gerichtlichen Fertigung. 

1) Rq. I. S. 135, Zeile 8 ff. 

2) Rq. I. S. 113, Nr. 118. 
8) Rq. I. S. 65, Nr. 64. 
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Weiterhin lassen sich ihre Spuren in den E»echtsqnelle» 
kaum mehr verfolgen ; solche sind ja überhaupt aus der frühern 
Zeit — besonders aus der Zeit vor dem grossen Erdbeben 
(1356) — nur spärlich erhalten. Da müssen wir uns mit den 
Urkunden behelfen. 

Dass schon im dreizehnten Jahrhundert das, was wir als- 
gerichtliche Fertigung bezeichnen, beim Liegenschaftsverkehr 
eine Rolle spielte, das lehrt ein flüchtiger Blick ins Urkunden- 
buch. Dass schon damals eine gerichtliche Fertigung obli- 
gatorisch war, das soll hier im allgemeinen nachgewiesen 
werden, zunächst ohne nähere Abgrenzung ihres Anwendungs- 
gebietes. 

Häufig begegnen wir in den Urkunden der Nachricht, die 
Eigentumsübertragung sei vollzogen worden „adhibita 
omni cautela que ex iure et ex loci consuetudine 
huiusmodi donationibus solet adhiberi** oder „cum 
omni sollempnitate que tali contractui debet ad- 
hiberi** oder „iuris scripti et consuetudinarii obser- 
vatione habita;*^ in deutschen Urkunden „alse recht ist^' 
und ähnlich. Beyerle^) sieht schon hierin den Beweis der 
Gerichtlichkeit. Mir scheint, es können damit ebensogut „ge-^ 
machte werte un geberden* ^ gemeint sein, die früher auch 
aussergerichtlich angewandt wurden. Wir müssen etwas deut- 
licheres haben. 

Eine Urkunde aus dem Jahre 1255, ausgestellt von advo- 
catus, magister civium, consules et universitas civium, sagt: 
Albert von Strassburg habe sein Haus in Basel einer Witwe 
Bertha verkauft et coram nobis in iudicio contulit li- 
beraliter iustitia exigente.^) 

Anno 1258 übertragen Chuno von Muspach und seine Frau 
Gisela das Haus zur Blatte dem Kloster Olsberg per sen* 
tentiam, sicut in huiusmodi contractibus consuevit 
fieri. *) 

1260 bekundet Bischof Berchtold, dass Wecelo celerarius^ 
einen Teil eines Turmes (turris) und einer Hofstatt am Birsig^ 

*) Salmannenrecht. S. 96. 

2) U.-B. I. 283. 

3) U.-B. I. 337. 
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von Petrus Cementarius, Chono gipsarius nnd von Ulrich und 
Rudolf, den Söhnen des Ritters Werner Macerel, gekauft habe. 
Predicti quoque Petrus et Chono, TJlricus et Rodolfus .... 
<3oram advocato Hugone Monacho et sculteto Ottone 
Shalario pro tribunali sedentibus et aliis viris hones- 
tis subscriptis in forma iudicii omnium approbante 
^ententia supradictum ius suum ... in eundem Wece- 
lonem pleno iure transtulerunt, conferentes sibi predictas 
partes suas de manibus suis in manus suas, sicut iuris est 
^t consuetudinis civitatis.^) 

1260 überträgt nach einer von Bischof, Vogt und Rat 
ausgestellten Urkunde, Gisela, die Witwe des Kuno von Mus- 
bach dem Kloster Olsberg all' ihr Grut schenkungsweise (libe- 
ralitate habita inter vivos) insinuatione . . . secundum 
iuris sollempnitatem adhibita.*) 

Am 7. Januar 1311 „vertigoten" Jöli der Jud und seine 
Frau dem H. Fröweler das halbe Haus zum Sternen an der 
Freienstrasse „in gerichte mit aller der Sicherheit und ge- 
warsami, so von rehte oder von gewonheite der stat von Basil 
dar zu horte un alse man eigen uii ein rehten köf ver- 
tegon sol un mag."**) 

Diese Stellen sprechen das Erfordernis der Gerichtlichkeit 
klar aus. Ein scheinbarer Widerspruch dazu findet sich in 
«iner Urkunde von 1275: die Brüder Heinrich und Johann 
de Pfaffen haben dem Johann Helbeling,' einem Bürger von 
Basel, eine Mühle und zwei aree infra civitatem Basiliensem 
für zweiundvierzig Mark Silber verkauft, et quia predictam 
pecuniam receperunt a Johanni ad maiorem Johannis cau- 
telam ipsum molendinum cum areis in iudicio resignantes in 
Johannem cum omni soUempnitate iuris et facti necessaria et 
■ex consuetudine approbata proprietatis titulo legitime trans- 
tulerunt.*) — Danach scheint die Gerichtlichkeit im Belieben 
der Parteien gestanden und bloss zu mehrerer Sicherheit ge- 
dient zu haben. Der Widerspruch ist aber nur scheinbar. 

J) Ü.-B. I. 359. 

2) Ü.-B. I. 386 I. 

8) Basler Staatsarchiv, St.-Urk. Nr. 126. 

*) Ü.-B. n. 159. 
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Was es damit für eine Bewandtnis hat, werden wir später 
sehen. (§ 8.) 

Für Klein-Basel können folgende Belege angeführt werden : 

1273. Vor Schultheiss verkauft H. von Ravensburg dem 
Kloster Klingenthal eine Hofstatt in Klein-Basel und „sol 
man die hofstat vertigen . . . mit al der giwarsami, so daz 
kloster bidarf**. Wie aus einer weitern Urkunde hervorgeht, 
geschah darauf die Fertigung vor Schultheissengericht in Klein- 
Basel. 1) 

1282.*) Johann G-rimme und seine Mutter verkaufen dem 
Peter Senftlin Zinse auf Aeckern und einer Hofstatt in Klein- 
Basel „und hant ime das vor ginante giit givertigot vor gi- 
rihte mit urteilde, alse es reht was.*^ 

Zuzugeben ist, dass manche Berichte über Handänderungen 
bestehen, aus denen keine Spur irgend welcher Gerichtlichkeit 
zu ersehen ist. Dass man aber darum nicht annehmen darf, 
das Rechtsgeschäft sei ohne gerichtliche Fertigung vollzogen 
worden, ergibt sich, wenn man die Urkunde von 1286 Mai 26 
mit der vom 11. Juni desselben Jahres^) oder die beiden Ur- 
kunden von 1324 Juli 4^) mit einander vergleicht. Diese vier 
Urkunden betreffen zwei Geschäfte. In beiden Fällen enthält 
die eine nicht die geringste Spur einer Gerichtlichkeit, während 
die andre die Mitwirkung des Gerichtes bezeugt. 

Damit ist der Beweis erbracht, dass in Basel die ge- 
richtliche Fertigung im dreizehnten Jahrhundert von 
Rechts wegen gefordert wurde. 

Saehenrechtliches Anwendungsgebiet der gerichtlichen 

Fertigung. 

Haben wir im Vorigen gezeigt, dass in Basel die gericht- 
liche Fertigung erforderlich war, so stehen wir nxm vor der 
Frage : in welchem Umfang galt dies Erfordernis ; zunächst in 
«achenrechtlicher Beziehung. 

1) U.-B. II. 130 u. 126. 

2) U.-B. n. 387. 

3) U.-B. II. 524 I u. n. 

4) Staatsarchiv, St.-Urk. Nr. 168 u. 169. 
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Im mehrern Basel mnsste jedenfalls der Uebergang freien 
Eigens vor Gericht gefertigt werden. Die oben angeführten 
Urkunden, aus denen wir das Obligatorium der Gerichtlichkeit 
abgeleitet haben, betreffen alle den Uebergang freien Eigens. 

1255: Die Liegenschaft gehörte dem Ver äusserer iure pro- 
prietatis. 

1258: Die Veräusserer domum suam libere contulerunt. 

1260: Die Liegenschaft gehörte den Veräusserem iure pro- 
prietatis. 

1260 : Gisela von Musbach überträgt dem Kloster Olsberg ihre 
Güter und behält sich daran den lebenslänglichen Niess- 
brauch gegen jährlichen Wachszins vor, der zu zahlen 
sei, donec ususfructus consolidetur proprietati. 

1311: Die Fertigung vor Gericht geschah „alse man eigen 
und ein rehten köf vertegon so^^ 

1275: Veräusserer proprietatis titulo transtulerunt. 

Dass in der mehrern Stadt auch Verleihung zu Erbzins - 
recht und Verkauf des Erbzinsrechtes an einer Liegenschaft 
vor Gericht gebracht werden musste, ist nicht anzunehmen. 
Es sind mir aus der Zeit vor 1300 nur elf Fälle bekannt, in 
denen solche Geschäfte vor einer städtischen Behörde vollzogen 
wurden. Wir werden sehen, dass für eigentliche Fertigungen 
bis in die Mitte der siebziger Jahre das Vogtsgericht (Vogt 
und Rat), von da an das Schultheissengericht zuständig war. 
Nun wurde aber in sechsen von den erwähnten elf Fällen die 
Behörde gebildet durch Bürgermeister und Rat,^) in dreien 
aus der Zeit vor 1270 durch das Schultheissengericht^) und 
in einem Fall aus dem Jahre 1279 durch das Vogtsgericht. **> 
Im elften Falle handelt es sich um eine Liegenschaft, die nicht 



1) Ü.-B. II. 324 (1280), 355 (1281), 454 (1284), 446 (1284). III. 32 (1291). 
Auch im Falle 1276 Okt. 11 (II. 205) handelt es sich offenbar um die üeber- 
tragung eines Erbzinsrechtes vor Bürgermeister und Rat. Die Schenke r 
tibertragen dem Erwerber das Hans eodem iure quo et ipsi domum posse- 
derant, quiete et pacifice possidendam. Diese Ausdrucksweise lässt darauf 
8chliessen, dass die Verftusserer nur Erbrecht an dem Hause hatten. 

2) U.-B. I. 154 (1241), 350 (1258), 409 (1262). 

3) U.-B. IL 272. 
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dem Basler Stadtgericht untersteht. ^) Aus den erwähnten Tat- 
sachen geht hervor, dass es sich in diesen Fällen nicht um eine not- 
^wendige, sondern nur um eine sichernde Gerichtlichkeit handelte. 

Nicht ganz dasselbe Recht scheint in der mindern Stadt 
gegolten zu haben. Es finden sich hier aus den Jahren 1267 
bis 1287 etwa zwanzig Briefe, die auf eine Gerichtlichkeit bei 
der TJebertragung von Zinsgütern schliessen lassen; davon be- 
ziehen sich nur vier auf Neuverleihungen. ^) 

Dass es sich bei diesen letztern nicht um eine obliga- 
torische Gerichtlichkeit handelt, ergibt sich einmal aus der 
geringen Zahl der . Fälle ; sodann aber aus verschiedenen An- 
zeichen an den Urkunden selbst. Die Urkunde von 1284 ist 
vom Verleiher ausgestellt; sie schliesst: Un daz dis stete 
belibe darumbe han wir beide erbeten die burger un den rat 
von der minren Basel daz si ir ingesigel gehenket haut an 
disen brief. — Aehnlich die Urkunde von 1287. Da bekennt 
der Beliehene vor Gericht, das betr. Gut zu Erbrecht em- 
pfangen zu haben; der Verleiher scheint gar nicht vor Gericht 
anwesend gewesen zu sein. In einem andern Falle ergibt sich 
nur aus den Zeugenreihen, dass die Verleihung vor Gericht 
stattfand. In allen diesen Urkunden wird auf die Gerichtlich- 
keit gar kein Nachdruck gelegt. Man ging nur vor Gericht, 
um einen Brief mit dem Siegel des Rates zu erhalten. 

In etwa einem Dutzend Urkunden dagegen wird bezeugt, 
dass gewisse Zinsgüter im Falle ihrer Veräusserung seitens des 
bisherigen Beliehenen von diesem dem neuen Erwerber vor 
Gericht gefertigt wurden, und dass in den betrefienden Fällen 
die Fertigung vor Schultheiss und Rat obligatorisch war. Da- 
bei handelt es sich um die Güter, die wir oben als Zinseigen 
bezeichnet haben. ^) 

Zum Beweis folgende Beispiele : 1273 bekundet der Schult- 
heiss von enrun Basil, dass Herr H. von Ravensburg dem 
Kloster Klingenthal eine Hofstatt neben der Ziegelmühle „het 
gigebin" um zwanzig Mark Silber, „un sol man du hofstat 
vertigen hinan zi unser frowen mes der anderun mit al der 

1) U.-B. II. 109 (1273). 

2) U.-B. II. 364 (1282), 433 (1284), 524 II (1286), 570 (1287). 
8) S. oben § 1. 
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givarsami, so daz kloster bidarf, mit siner tohter von Tasfenne 
un mit iren kinden wände es ir eigen was^^^ 

Ans einem Brief, ausgestellt vom Bürgermeister von Basel, 
worin dieser bekundet, dass die Fertigung vor Klein-Basler 
Gericht geschehen sei, erfahren wir, dass von demselben Gute 
achtzehn Pfennige „ze zinse" gingen an St. Alban.*) 

Dass in Klein-Basel auch freies Eigen gerichtlich ge- 
fertigt werden musste, lässt sich direkt aus keiner Ur- 
kunde mit Sicherheit ersehen. Doch wäre es verkehrt daraus 
einen Schluss ziehen zu wollen. Wir sahen oben, freies Eigen 
gab es in der mindern Stadt nur in geringem Masse. Aller 
Grund und Boden war in den Händen weniger Grundeigen- 
tümer, besonders in der Hand des St. Albanklosters festgelegt. 
Daher beschränkte sich der Liegenschaftsverkehr fast aus- 
schliesslich auf Zinseigen und Zinsleihegüter. Ganz undenkbar 
wäre es, dass da, wo für Zinsgüter eine Fertigung vor dem 
öffentlichen Gericht verlangt wird, eine solche für freie Güter 
entbehrlich wäre. 

Allenfalls könnte eine Urkunde von 1282 in Betracht ge- 
zogen werden. Johann Grimme und seine Mutter verkaufen 
dem Peter Senftlin Zinse von Gütern, die sie teils zu Eigen, 
teils zu Erbe von St. Alban besitzen, „ufi die vorginanton Jo- 
hannes un sin müter . . . haut ime das vorginante gut eigen 
un erbe givertigot vor girichte mit urteilde alse 
es reht was."*) 

Es kann konstatiert werden: In sachenrechtlicher 
Beziehung erstreckt sich das Erfordernis der ge- 
richtlichen Fertigung in Gross-Basel auf Veräus- 
serung von freiem Eigen, in Klein-Basel auf Ver- 
äusserung von freiem Eigen und von Zinseigen. 

§5. 
Oertllehes Anwendungsgebiet der gerichtlichen Fertigung. 

Betrachten wir zunächst wieder die Gross-Basler Urkunden^ 
in denen, wie wir sahen, das Erfordernis der gerichtlichen 

1) ü.-B. II. 130. 

2) Ü.B. II. 126 (1273). — Vgl. auch Ü.-B. U. 178 (1275). 

3) Ü.-B. IL 387. 
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Fertigung ausdrücklicli erwähnt wird. Es handelt sich um 
folgende Lokalitäten. 

1255 : territorium et dimidium in eivitate nostra Basiliensi 

super monte qui dicitur Nadelberg. 
1258 : Haus in loco qui dicitur zir Blattun sita und dahinter- 

liegende Hofstatt. 
1260: turris et area sita in eivitate Basiliensi iuxta pontem 

Birsici fluvii prope domum iudicii. 
1260: Wahrscheinlich in Basel (unkontrolierbar). 
1311 : Haus zum Sternen an der Freienstrasse. 

Es sind lauter Liegenschaften innerhalb der Stadtmauern. 
Andre städtische Liegenschaften, die gerichtlich gefertigt wer^ 
den, sind die folgenden: 
1273 (U.-B. I. 144): Haus in foro sutorum. 

1242 (U.-B. L 165): Patrimonium prope domum minorum frat- 

rum situm. 
1244 (U.-B. I. 173): Häuser under den Cremeren und Hau& 

sita vorgazzen inter sutores. 
1244 (U.-B. I. 174) : territorium iuxta inferiores macellos situm. 
1253 (U.-B. III. Nr. 34): domus dicta Vorbrucke in civitate^ 

Basiliensi iuxta domum dicta zem Lambe 

sita. 
1273 (U.-B. IL 90): Hof gegenüber dem Haus zur Kanne, Hof 

zu Spalen, Hof under den Bulgon. 
1275 (U.-B. II. 174): Haus in vico Fori. 
1279 (U.-B. IL 277): Haus iuxta portam Eschemertor. 
1284 (U.-B. IL 434): Haus am Rindermarkt. 
1288 (U.-B. IL 640): Haus an der Freienstrasse. ^ 

Wir sehen, dass das Erfordernis der gerichtlichen Ferti^ 
gung nicht nur auf die Güter eines bestimmten Stadtgebietes- 
beschränkt war, sondern auf die Liegenschaften innerhalb der 
Stadtmauern Anwendung fand, ohne Rücksicht auf den Stadt- 
teil, in dem sie lagen. 

Nun kommt es aber nicht selten vor, dass ausserhalb der 
Stadttore gelegene Güter vor einer städtischen Behörde ge- 

1) Vgl. die Topographie Basels von Fechter in : Basel im vierzehnteii; 
Jahrhundert. S. 3 ff. 



Digitized by VjOOQIC 



— 32 - 

fertigt werden. Im manchen Fällen mag der Grund darin 
liegen, dass die Uebertragung solcher Güter mit der Ueber- 
tragung andrer, in der Stadt gelegener, verbunden wird.^) Für 
andre trifft aber auch das nicht zu. Aus der Zeit vor 1300 
sind mir zwölf derartige Fälle bekannt. Dabei sind folgende 
Parteien und Liegenschaften beteiligt: 

1260 (Ü.-B. I. 381): 
Chorherr zu S. Peter — Kloster Lützel — Busch weiler. 

1265 (U.-B. 1. 452): 
Hitter von Basel — Kloster Olsberg — Häsingen u. Hägenheim. 

1268 (U.-B. n. 12): 
Ritter ... — Bürger von Basel u. x^uswärtige — Witterswil. 

1275 (U.-B. II. 158): 
Ritter von Basel — Kl. Olsberg — Iglingen, Metzerlen, Luter. 

1275 (U.-B. II. 180): 

Ritter von Basel — Bürger von Basel — Buschweiler. 

1276 (U.-B. IL 187): 

Ritter von Basel — Kl. Lützel — Attenschwyler. 

1277 (U.-B. IL 225): 

Ritter von Basel — Kloster Lützel — Attenschwyler. 

1278 (U..B. IL 258): 

Rittersfrau von Basel — Kl. Lützel — Attenschwyler. 

1278 (U.-B. IL 265): 
Bürger von Basel — Bürger von Basel — Mittel Muesbach. 

1280 (U.-B. IL 314): 
Ritter von Basel — Kloster Olsberg — Äugst. 

1296 (U.-B. III. 250): 
Rittersfrau von Basel — Kl. S. Clara — Sulz. 

1299 (U.-B. IIL 473): 
Bürger von Basel — Kl. Olsberg — Binningen. 

Dass die Fertigung vor baselstädtischer Behörde notwendig 
gewesen wäre, geht aus den betreffenden Urkunden nicht her- 
vor. Die Veranlassung kann in den speziellsten Verhältnissen 
<les einzelnen Falles liegen, deren Kenntnis sich uns entzieht. 
Die Klöster Lützel und Olsberg hatten schon früh Häuser in 
Basel. Sie waren also — für Lützel ist uns das bezeugt — 



1) U.-B. I. 173 (1244). 
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Basler Bürger.^) Daher veranlasst mich die obige Zusammen- 
4stelliiiig, mir im allgemeinen die Sache so zu denken: Waren 
die Parteien in Baser Bürger oder doch ansässig, so fertigten 
4sie gern auch auswärtige Liegenschaften vor Basler Gericht. 
Damit hatten sie natürlich dem Gerichtsherrn, in dessen Ge- 
biet die betreffenden Güter lagen, nicht genug getan — voraus- 
gesetzt, dass er seinerseits das Gebot der gerichtlichen Ferti- 
gung aufstellte.^) Aber sie hatten damit auf das Basler Gericht 
prorogiert; und sie erhielten einen Brief mit dem Siegel des 
45tädtischen Richters und dem der Stadt. Kamen sie später 
in den Fall, Ansprüche irgend welcher Art aus dem Geschäfte 
gegen einander geltend machen zu wollen, so konnten sie das 
in Basel tun und brauchten nicht vor den fremden Gerichts- 
herrn zu treten.^ 

Man könnte geneigt sein, bei fünfen der zitierten Urkunden 
die Fertigung vor Baslerbehörde damit zu begründen, dass die 
veräusserten Liegenschaften sich innerhalb Zwing und Bann 
der Stadt befunden hätten. Diese Vermutung ist unrichtig, 
und wir haben deshalb von den fünf Fällen noch besonders zu 
reden. 

1268 verkauften Adelheid von Liebeck, die Witwe des 
Ritters Burckhard von Liebeck, und ihre Söhne Güter bei 
Witterswil, deren Eigentum ihnen zustand, zur Hälfte dem 
Basler Bürger Johann von St. Martin, zur andern Hälfte dem 
Heinrich Isenlin als Vormund der Anna und der Mechtild 
(Tochter und Frau des Conrad von Basel, Burgers von Neuen- 
burg): „et cum omni soUempnitate et cautela ac observationi- 
bus, que solent in huiusmodi contractibus fieri, dictas posses- 
siones . . . suprafatis Johanni et Henrico contulimus et donavi- 
mus primo in districtu et iurisdictione, in qaa site sunt pos- 
sessiones, per nos Chononem et Johannem, qui de hoc a matre 
^t fratribus mandatum habuimus, secundo autem in villa 



1) Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 263. 

^ Stobbe: Die Auflassung des deutschen Rechtes, in Jherings Jahrb. 
Bd. XU. S. 183. 

^ Besteht vielleicht ein Zusammenhang zwischen diesem Gebrauch 
und dem Satze, dass der Bürger den Bürger nur vor dem städtischen 
Richter suchen dürfe? 

3 
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Sheftelanch presentialiter omnes tarn mater quam fratres in 
manus domini Burchardi dicti de Ufliein militis consangninei^ 
quem ad ipsam donationem recipiendam mandatum habentem 
destinaverant ipsi cives . . . Testes sunt donationis in districtu 
et iurisdictione possessionum faete Heinricus Monachus magister 
civium Basiliensis . . . etc Acta est prima et inferior donatia 
prope Basileam."*) 

Es wird in dieser Urkunde indirekt gesagt: Die Güter 
bei Witterswil liegen in districtu et iurisdictione Basels ^ 
d. h. in Zwing und Bann der Stadt. 

Aber ist es möglich oder gar wahrscheinlich, dass sich 
der mehreren Stadt Zwing und Bann soweit erstreckte? — 

Da drängt sich sofort der Gredanke auf: es handelt sich 
um die Bannmeile, wie sie gerade in jenen Jahren im Bi- 
schofsrechte (§ 10) beschrieben wurde.*) Danach ging sie au& 
von Crütenowe ; ich nehme an, es sei darunter die Gegend bei 
St. Ludwig zu verstehen, die heute den Namen „Kritt" führt: 
Creften ist wohl in der Nähe des heutigen „Kräftespitz" zwi- 
schen Burgfelden und Häsingen zu suchen. 

Von da ging die Bannmeile über Buschweiler und Hagen- 
thal (weit über den spätem Bann hinaus); weiter „unzze 
vlinspag, von dannen unzze an den Senkilstein ennent Birs- 
brugge und iedwedertalp in den ryn". Was mit Vlinspag und 
Senkilstein gemeint ist, ist nicht deutlich. Trouillat will in 
dem Vlinspag den heutigen Fleischbach sehen. Ich kann mich 
damit nicht befreunden. Aber auch wenn man diese Vermutung 
annimmt, so ist die Linie zwischen Hagenthal und Vlinspag 
noch nicht gefunden. Und da, glaube ich, passt es gut zum 
übrigen Verlauf der Bannmeile, wenn wir annehmen, sie sei 
über Witterswil gegangen. — So ist diese Urkunde eine Stütze 
für die Annahme, dass die Bannmeile ursprünglich mit Twing 
und Bann der Stadt zusammengefallen sei.^) 

Es handelt sich also auch in den zitierten Urkunden von 
1260, 1265, 1275 (U.-B. IL 180) und 1299 um Liegenschaften, 

1) Ü.-B. IT. 12. 

2) Rq. I. S. 9. 

*) Vgl. Heus 1er: Verfassungsgeschiclite S. 21. — Vgl. auch Schnell 
in „Basel im vierzehnten Jahrhundert" S. 308 ff. 
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die innerhalb Twing und Bann der Stadt lagen. Trotzdem 
darf man nicht glauben, dass solche Güter gleich wie städtische 
behandelt wurden, dass es auch für sie der gerichtlichen 
Fertigung vor einer städtischen Behörde bedurft hätte. Die 
Zahl der überlieferten Urkunden ist so gering, dass schon aus 
diesem Umstand der gegenteilige Schluss sich ergibt. Hätten 
die Güter des ganzen Zwinges und Bannes vor städtischen 
Behörden gefertigt werden müssen, sicher wären uns mehr als 
fünf Fälle bezeugt; wo es geschah, da geschah es freiwillig 
aus den oben erörterten Gründen. Elleine Anzeichen dafür 
finden sich in den Urkunden: die Fertigung fand in den Fällen 
1260 und 1268 vor dem Rate bezw. vor Bürgermeister und 
Rat, im Falle 1265 vor Schultheissengericht statt, während^ 
wie wir sehen werden, vor 1270 Vogt und Rat für die Ferti- 
gung städtischer Liegenschaften zuständig waren. Die vom 
Schultheissen ausgestellte Urkunde von 1265 schliesst mit den 
Worten : Act. presentibus domino Steinlino .,.,... Magistro 
coquine . . . etc. (im ganzen zehn Zeugen), qui una mecum 
rogati predictis actis interfuerunt. 

Wie steht es in Klein-Basel? 

Dass Güter, die innerhalb der Stadtmauern lagen, vor dem 
Klein-Basler Stadtgericht gefertigt werden mussten, ist natür- 
lich, ergibt sich aber auch aus einem Vergleich der oben mehr- 
fach zitierten , Urkunden von 1273. ^) Für die Liegenschaft, 
um die es sich dort handelt, war die gerichtliche Fertigung 
obligatorisch; diese Liegenschaft befand sich innerhalb der 
Stadtmauern. Die ebenfalls schon erwähnte Urkunde von 1282*) 
berichtet, die Veräusserer hätten dem Erwerber „das gut eigen 
un erbe givertigot vor girihte mit urteilde alse es reht was". 
Es lagen wahrscheinlich beide, das Eigen wie das Erbe, jeden- 
falls aber das Erbe in der Stadt. Auch sonst werden zahl- 
reiche städtische Liegenschaften vor dem Schultheissengericht 
gefertigt.^) Aber auch hier kommen Fertigungen von Gütern 



1) S. 27, 29 f. 

«) S. 27. 

3) U.-B. II. 126 (1273>, 130 (1273), 171 (1275), 293 (1280), 374 (1282) 
381 (1282), 404 (1283), 418 (1283), 486 (1285), 506 (1285), 507 (1285), 517 
(1286), 607 (1288), 709 (1290), 404 (1283). 

3* 
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vor, die ausserhalb der Mauern liegen. Die Grründe sind die- 
selben wie in der mehrern Stadt. Die Parteien sind beide in 
der mindern, oder die eine in der mindern, die andre in der 
mehrern Stadt ansässig. Dass selbst da, wo es sich um inner- 
halb des Bannes gelegene Güter handelte, nicht die Fertigung 
vor Gericht als solche, sondern der Brief mit dem Ratssiegel 
die Hauptsache war, lässt die Urkunde von 1285 in U.-B. II. 
405 vermuten: Da ist die Fertigung allem Anscheine nach, 
nicht vor Gericht, sondern nur vor einigen Zeugen erfolgt; 
trotzdem wurden ,,dur eine ophenunge dirre getät geschriben 
zwene briefe unde besigelt mit dem ingesigele des rates von 
der minren Basile*^ 

Nur eine Partei ist in der Stadt wohnhaft im Fall der 
Urkunde 1296 (U.-B. II. 323). Sie betrifft Land in Oetlingen. 
Dass es vor Klein-Basler Schultheissengericht gefertigt werden 
musste, geht aus der Urkunde nicht hervor, wohl aber, dass 
der Veräusserer — oder vielleicht noch eher der Erwerber — 
sehr vorsichtig war, und um grösserer Sicherheit willen gern 
ein Uebriges tat; es wird gesagt: er verkaufte das Gut mit 
Willen und mit Händen seiner Frau und seiner Tochter „durch 
ein gewarsami, wand er ez wol ane si möhte han getan**. 

Merkwürdig ist die Urkunde von 1265 Aug. 11. (U.-B. I. 
456): Drei Brüder von Röteln haben Güter in Tannenkirch 
an zwei cives Basilienses verkauft: „et easdem possessiones in 
districtu Briscaugie in ulteriori Basilea civibus praelibatis in 
forma iudicii omnium approbante sententia, sicut de iure de- 
buimus et potuimus, presentialiter de manibus nostris in manus 
ipsorum contulimus et omne ius nostrum in ipsos transtulimus 
adhibitis omnibus iuris et consuetudinis observationibus". Dass 
die Fertigung hier nötig gewesen wäre, ist nicht anzunehmen ; 
wenn auch der Satz „sicut de iure debuimus et potuimus'' 
wirklich heissen soll „wie wir von Rechts wegen mussten", 
so bezieht er sich doch eher auf das Folgende als auf das 
Vorhergehende ; es ist dabei wohl eher an die Pflicht des Ver- 
käufers gedacht, dem Käufer die Liegenschaft zu fertigen, d. h. 
zu übereignen, als daran, dass das Fertigen vor Gericht ge- 
schehen müsste. 

Merkwürdig ist die Urkunde durch die Worte „in districtu 
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Briscaugie**. Beziehen sie sich auf die Güter in Tannenkirch^ 
oder auf die Fertigung in Klein-Basel? Ist damit die Zuge- 
hörigkeit Klein-Basels zum Breisgau angedeutet? 

Jedenfalls hat diese Urkunde mit der stadtrechtlichen 
obligatorischen Fertigung nichts zu tun und kann — sie steht 
allein — unser Resultat nicht erschüttern. Dieses Resultat 
lautet: In der mehreren Stadt so gut wie in der min- 
dern, beschränkte sich das Erfordernis der gericht- 
lichen Fertigung auf die innerhalb der Mauern ge- 
legenen Liegenschaften. 

§6. 
PersSnllches Anwendungsgebiet der gerichtlichen Fertigung. 

Es handelt sich um die Frage : Wer musste, um Liegen- 
schaften in aller Form Rechtens zu erwerben oder zu ver- 
äussern, vor Gericht treten. Diese Frage führt uns zu der 
weiteren: Wer konnte überhaupt im dreizehnten Jahrhundert 
in Basel Liegenschaften zu eigen haben. 

Den Satz, denBeyerle^) für Konstanz aufstellt, dass nur 
Bürger freies Grundeigentum erwerben können, kannte das 
ältere Basler Stadtrecht nicht. Erst im Jahre 1526 statuierte 
der Rat, „das hinfür niemands weder geistlich noch weltlich 
stand, wer der oder die joch sign, einich hof oder hüser in 
der statt Basel haben, die selb besitzen oder mit andern be- 
setzen, es sig dann sach, das der oder die selbigen zuvor und 
ee in der statt Basel und niemand anderschwo burger sigen 
noch burgkrecht haben".*) 

Als Motiv für dieses Verbot wird angegeben, dass die 
„frombden und uslendigen'^ ihre Hänser in der Stadt in Miss- 
bau kommen Hessen, woraus der Stadt grosser Nachteil er- 
wüchse. 

Im dreizehnten Jahrhundert finden wir eine solche Be- 
stimmung noch nicht und daher ebensowenig ein Salmannen- 
recht, wie es zu Konstanz ausgebildet war. Demgemäss können 
in der altern Zeit Bürger und eingesessene Nichtbürger, ein- 



Sälmannenrecht. S. 67. 
2) Rq. I. S. 256, Nr. 246. 
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zelne Kleriker^) und geistliche Anstalten,*) Auswärtige*) und 
Juden*) freies Grundeigentum in der Stadt erwerben. 

Danach ist nun auch unsre erste Frage zu beantworten; 
jeder Uebergang freien Eigens^ in Klein-ßasel auch jeder TJeber- 
gang eines Zinseigens. muss vor Gericht gefertigt werden ohne 
Rücksicht auf die beteiligten Parteien. Die vorhandenen Ur- 
kunden lassen keine andre Annahme zu. Ritter und Bürger, 
einzelne Geistliche für sich, wie die Vertreter einer Kirche, 
eines Klosters oder Stiftes, Auswärtige und Juden, sie alle 
sehen wir vor Gericht treten. Ausgenommen war wohl allein 
der Bischof als Gerichtsherr. Richtig ist, dass wir keine 
Ritter als Erwerber vor Gericht finden. Daraus einen 
Schluss zu ziehen, etwa dass die Ritter ohne gerichtliche 
Fertigung rechtsgemäss erworben hätten, wäre zu gewagt. 
Die über den Erwerb ausgestellten Urkunden kamen regel; 
massig in die Hand des Erwerbers. Weitaus die meisten der 
erhaltenen Urkunden stanmien aus geistlichen Archiven; da 
ist es nicht verwunderlich, dass der grösste Teil derer, die 
wir vor Gericht erwerben sehen, Klöster und dergleichen sind. 
Für solche geistliche Anstalten — das kann man mit Bestimmt- 
heit behaupten — wurde keine Ausnahme gemacht, selbst dann 
nicht, wenn überhaupt kein Weltlicher am Geschäfte be- 
teiligt war.*) 

1) Gross-Basel: U.-B. I. 160(1241), 165(1242); IL 160(1275), 201 (1275), 
284 (1279), 312 (1280); III. 217 (1295), 400 (1298). — In Klein-Basel : II. 
607 (1288). 

2) Gross-Basel: U.-B. 1.147(1237), 174(1244), 337(1258); H. 27(1269), 
90 (1273), 174 (1275), 205 (1276) u. s. w. — Klein-Basel. H. 130 (1273), 
156 (1275), 473 (1285), 492 (1285) u. s. w. 

8) Gross-Basel : U.-B. II. 27 (1269), 90 (1273), 174 (1275), 214 (1277), 
284 (1279), 637 (1288) u. s. w. — Klein-Basel : II. 709 (1290). 

*) U.-B. II. 434 (1284), 637 (1288). — Vgl. ferner Urk. v. 1324 Jan. 9 
(Staatsarchiv, Kürschner Zunft, Nr. 3): Bürgermeister und Bat bekunden, 
dass Frau Minne, die Jüdin, Witwe des Juden Meiger-Hundeli, den halben 
Teil des Mannenhofes am Bindermarkt dem Moses, Sohn des Juden Unkel 
von Köln verkauft habe. — Am 19. Januar (Kürschnerzunft Nr. 4) wird 
dasselbe vom Schultheissen beurkundet. — Endlich die Schaltheissen- 
urkunde von 1311 Jan. 7 (Staatsarchiv, St.-Urk. Nr. 126) : Vor Gericht 
verkaufen Jöli, des Juden Salmann Sohn von Ensisheim und Fröde, seine 
Frau dem H. Fröweler das halbe Haus zum Sternen für lidig eigen. 

^) Heus 1er: Institutionen II. S. 90. 
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§7. 
Wesen und Wirkung der gerichtlichen Fertigung. 

Was ist die gerichtliche Fertigung? Worin besteht sie 
xind welches sind ihre Wirkungen? 

Beim Eigentumsübergang an einer Liegenschaft lassen sich 
nach Heusler^) noch zur Zeit der Rechtsbücher drei ver- 
schiedene Akte dinglicher Natur unterscheiden; zunächst die 
traditio oder sale; sie bedeutet die Uebergabe des Grrund- 
. Stückes und erfolgt, wie in ältester Zeit, symbolisch durch 
TTeberreichung eines Handschuhes. Es folgt die Investitur 
mit Zweig und Scholle, ursprünglich den TJebergang der Gre- 
w^ere bezeichnend, jetzt nur noch eine leere unverstandene 
Formel. Den Schluss bildet die Auflassung, resignatio, 
die feierliche Entsagung des Veräusserers auf alle Rechte 
am Gut. 

Eine andre weitverbreitete Ansicht, die u. a. von Schrö- 
der^) vertreten wird, ist die, es sei in der von uns behandelten 
Periode das ganze Uebereignungsgeschäft, soweit die Tätig- 
keit der Parteien in Frage kommt, auf den einen Akt der 
Auflassung zusammengeschmolzen. 

In der klassischen Zeit des Mittelalters wurde dieses 
Uebereignungsgeschäft vor Gericht vorgenommen, und es spre- 
chen also die Vertreter der zweiten Ansicht von gericht- 
licher Auflassung, während Heusler den ganzen Akt, 
von dem er in der Auflassung noch immer nur einen Bestand- 
teil erblickt, mit dem Ausdruck „gerichtliche Fertigung'^ 
Äusammenfasst. In diesem Sinne ist das Wort „Fertigung" 
bisher auch von mir angewandt worden. 

In neuester Zeit hat Beyerle die Richtigkeit der Heusler- 
«chen Ansicht für Konstanz nachgewiesen. Hier haben wir 
nun zu untersuchen, ob sie auch für Bg^sel zutrifft. 

Die ausführlichen klaren Urkunden, deren Zahl leider 
nicht sehr gross ist, unterscheiden in der Regel scharf zwischen 
dem Abschluss des obligatorischen Vertrages und dem ding- 



1) Institutiaaen II. S. 73 4P. 

2) RechtsgescWchte, 1. Aufl. S. 705. 
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liehen TJebereignungsgeschäft. Der obligatorische Vertrag- 
braucht nicht vor Gericht geschlossen zu werden; bei Kauf-^ 
geschäften geschieht das auch in der Kegel nicht; im Augen-^ 
blick der gerichtlichen Fertigung ist der Kaufpreis meist schon 
bezahlt oder verbürgt. Die Urkunden berichten daher in erster" 
Linie, dass der Veräusserer dem Erwerber die Liegenschaft 
verkauft habe, und nun vor Gericht erkläre, die Kaufsumme 
in Empfang genommen zu haben. Also etwa so : ^) 

Noverint universi quod . . . der Verkäufer . . . possessio^ 
nes suas vendidit pro certa summa pecunie viginti marcis 
argenti. Et constitutus in presencia nostra in forma iudicii 
profitendo se dictam pecuniam recepisse et in usus proprio s 
convertisse etc. 

Ich schültheisse ze Basile . . . tun kunt . . . das . . . die 
Verkäuferin . . . hat verköft un ze köfende geben alles das 
gut . . . dem Erwerber . . . umbe ahzig marg silbers löters 
und lötiges Basiler geweges, des sü gar gewert ist. 

Es folgt darauf die Darstellung des TJebereignungs- 
aktes. 

In diesem Punkte variieren die Urkunden sehr : die einen 
sind ganz kurz, sie reden nur von einem Vorgang; andre 
sind ausführlicher und bezeugen das Bestehen verschiedener 
Handlungen. 

Sprechen wir zunächst von den ersten: 

Sie bezeichnen das ganze dingliche Uebereignungsgeschäft 
nur mit einem Ausdruck, und zwar ist dieser Ausdruck regel- 
mässig tradere oder conferre, zu deutsch fertigen, geben. 

So U.-B. II. 184 (1276). 

1. cum possessiones meas dem Käufer vendiderim 

2. et per manus et consensum uxoris mee et liberorum meo- 
rum sentencialiter tradiderim iuris ordine observato . . . 

U.-B. n. 494 (1285). 
1. Die Verkäufer han gegeben ze choffinne dem Käufer 
ein gut 



1) Ü.-B. I. 359 (1259) ; II. 225 (1277), 226 (1277), 256 (1278), 258 (1278), 
263 (1278), 272 (1279), 283 (1279), 312 (1280), 318 (1280), 322 (1280); III. 642 
(1299), 262 (1296) u. a. 
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2. üii dis gilt haat si ime gevertigot mit allem reht alse si 
solten. 

U.-B. n. 251 (1278). 
Der Verkäufer erklärt: 

1. ego . . . vendidi et vendo, 

2. tradidi et trado dem Käufer. 

U.-B. II. 387 (1282). 

1. Verkäufer haut gigebin zieh choffinne dem Käufer 
einen Zins von Aeckern und einer Hofstatt. 

2. un wart ime das vorginant gut givertigot mit H. dem 
Meier der des tagis meier was zi s. Alban ufi di vorgen. 
Verkäufer hant ime das vor ginante gut eigin un erbe 
givertigot vor girihte mit urteilde alse es reht was. 

U.-B. m. Ntr. 34 (1253). 

1. Rud. mil. dictus Pfaffo domum ... ad ipsum et Agnesam 
filiam suam iure proprietatis speetantem Heinrico dicto 
Tanz vendidit pro 75 m. 

2. et predictus miles et filia sua domum concivi prelibato de 
manu ad manum pront dictavit sententia coram nobis in 
iudicio contulerunt. 

U.-B. n. 480 (1285). 

1. Vro Elisabeth von Lindowe . . . het gichoffit umbe 
Jachobin Chozzin Land . . . lidich un lere für vri eigin 
um 28 phunt phenninge, 

2. un het her Jacob Chozze ir das gut givertigot rehtun 
redilich an girichte vor hern P. Senftelin, der des tagis 
rihter was. 

U.-B. I. 283 (1255). 

1. Verkäufer vendidit 

2. et sibi (dem Käufer) coram nobis in iudicio contulit li- 
beraliter iustitia exigente adhibitis Omnibus iuris obser- 
vationibus huiusmodi contractibus adhibendis. 

U.-B. n. 506 (1285). 

1. Die Verkäufer hant gigebin zi choffine umbe zehin 
phunt dem käufer ein hofstat, . . . 

2. un die selbun hofstat hant si ime givertigot mit Hein- 
rich sant Albans meiier, alse reht ist. 
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U.-B. I. 359 (1259/60). 

1. Käufer quartam partem turris et aree ... a P. et Ch . . . 
ad quos iure proprietatis spectabat, pro certa summa pe- 
cunie videlicet octo marcis argenti et dimidia, item duas 
partes seu medietatem suprad. turris et aree ab U. et ß. 
pro certa pecunie quantitate videlicet decem et septem 
marcis argenti et dimidia comparavit. 

2. Predicti quoque P. et Gh., U. et E. memoratam pecuniam 
se recepisse et sibi totaliter numeratam esse publice pro- 
fitentes 

3. cor am advocato ... et sculteto . . . pro tribunali seden- 
tibus et aliis viris honestis ... in forma iudicii omnium 
approbante sententia supradictum ius suum quod babebant 
in turri et area memorata in eundem Wecelonem [Käufer] 
pleno iure transtulerunt conferentes sibi predictas partes 
suas de manibus suis in manus suas sicut iuris est et con- 
suetudinis civitatis. 

Staatsarchiv. 1317 Okt. 25. 

1. Bericht über den Verkauf. 

2. Quittung über den Kaufpreis. 

3. un vertigot im diz selbe hus mit des lehenherren hant 
. . . mit siner elichen fröwen un mit allen sinen kinden 
un mit aller der gewarsami, so er dar zu bedorfte. 

U.-B. I. 144 (1237). 
Die Schenkerin und ihre Tochter domum cum manu ad- 
vocati sui et adhibita omni cautela que ex iure et ex loci 
consuetudine huiusmodi donationibus solet adhiberi ecclesie 
fi. Petri contulerunt. 

U.-B. n. 709 (1290). 
Schultheiss und Rat von Klein-Basel tun kund, dass die 
Schenker „offenlich vor unserm gerichte vrilich gaben 
mit aller ehafti und mit gemachten worden un geberden'* 
dem Kloster Wettingen all' ihr Gut.*) 



J) Vgl. ferner U.-B. I. 174 (1244), 365 (1259), 366 (1259), 380 (1260). 
494 (1267) ; II. 7 (1268), 168 (1275), 206 (1276), 473 (1285), 486 (1285), -506 
<1285), 434 (1284). 
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U.-B. II. 374 (1282). 

1. Veräusserer „hant geben" dem Kloster zu s. Clara drei 
„ovenhuser" (obligatorischer Vertrag) 

2. und haben sie ihm „gevertigot mit der lenvrowen hant 
der meigerin von der minren Basil."^) 

U.-B. II. 418 (1283). 

1. Veräusserer hant gegen dem Clara-Kloster einen Hof. 

2. Diz gab er in mit der lehnherren hant sant Albans ufi 
anderre. 

Die angeführten Stellen lassen uns darüber keinen Zweifel, 
^ass mit dem tradere und conferre einerseits, dem geben und 
fertigen anderseits nicht ein einzelner Akt aus dem TJeber- 
eignungsgeschäft herausgegriffen werden soll, sondern dass 
darunter die dingliche Uebereignung als solche zu verstehen 
ist. Halten wir das fest, so gewinnen wir aus obiger Zu- 
sammenstellung folgende Resultate: 

Einmal : tradere und fertigen in diesem Sinne sind iden- 
tische Begriffe. Fertigen heisst tradere in diesem weitern 
Sinne. Dieselbe Bedeutung hat ja das Wort auch sonst, ab- 
gesehen vom Liegenschaftsverkehr.*) 

Sodann: Gegenüber allen diesen Urkunden, die von tra- 
dere und conferre sprechen, ist mir nur eine einzige bekannt, 
die den TJebereignungsakt unter dem Worte resignare zusammen- 
fasst,') während der Ausdruck resignare da die Regel bildet, 
wo ein Zinsmann sein Erbzinsgut dem Leiheherrn zurückgibt.*) 
Somit bestätigt sich für Basel Heuslers Auffassung: nicht 



*) Vgl. auch II. 504 (1285). — Will man unter 1. nicht den obligator. 
Schenkungsvertrag sehen, so ist jedenfalls 2. nur als Wiederholung von 1. 
aufzufassen, indem in 2. nur soll versichert werden, dass der Leiheherr 
«ingewilligt hat. 

2) Vgl. U.-B. IL 641 (1288), III. 471 (1299), VIII. Nr. 238 und 241. — 
Nach Rehme: Zur Geschichte des Münchner Liegenschaftsrechtes i. Fest- 
gabe der Jur.-Fac. Berlin für Dernburg 1900, heisst Fertigung einer 
Liegenschaft in München „die Sicherheitsleistung für die dem Veräusserer 
obliegende Gewährschaftspflicht". 

«) Ü.-B. I. 329 (1257). 

*) Vgl. U.-B. L 124(1233), 294(1255), 330 (1257), 375 (1260), 397(1261). 
II. 144 (1274) u. s. w. 
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in der Eesignatio, der Verzichtserklärung, ist der 
Schwerpunkt der Fertigung zu suchen, sondern in 
den rechtsübertragenden Handlungen des Veräusse- 
rer s. Darum wird auch in den Urkunden in der Regel das 
ganze TJebereignungsgeschäft nicht unter dem Namen der resi- 
gnatio, der Auflassung, sondern unter dem der Uebergabe zu- 
sammengefasst. 

Für das Uebergeben, das tradere in diesem Sinne wird^ 
wie wir sahen, in den deutschen Urkunden der Ausdruck 
„fertigen** gebraucht; es ist also vollkommen berechtigt, von 
gerichtlicher Fertigung zu sprechen. 

Welches waren nun aber die Bestandteile des dinglichen. 
Uebereignungsaktes im Einzelnen? Lassen sich zu der Zeit^ 
die wir hier behandeln, überhaupt noch solche Bestandteila 
unterscheiden ? 

Am klarsten ist eine Urkunde von 1275 (U.-B. II. 154). 
Der ganze Vorgang zerfällt danach in folgende Handlungen: 

1. Veräusserer constitutus coram nobis [iudices Basilienses] 
eigne Güter dem Kloster Olsberg vendidit, 

2. tradidit 

3. et die Käufer in corporalem possessionem misit 
accedente consensu et voluntate uxoris et liberorum suorum^ 

4. qui ecadem possessiones sponte ac voluntarie coram nobis 
libere resignarunt. ^) 

5. renunciantes simul exceptioni non numerate pecunie^ 
doli mali et in factum et omni auxilio iuris canonici et 
civilis, per quod dicta venditio possit aliquatinus impediri. 

Aehnlich lautet eine Urkunde von 1292 (Trouillat II. 
519, Nr. 411). 

Die [dingliche] Uebereignung zerfallt also in drei Hand- 
lungen des Veräusserers : in ein tradere, ein mittere in pos- 



^) Es lässt sich nicht annehmen, dass nur die Frau und die Eindeiv 
nicht aber der Veräusserer selbst, resigniert hätten ; der Sinn ist : er hat 
resigniert cum uxore U.-B. 11. 90 (1272). Man müsste dann auch annehmen^ 
dass der Verkäufer selbst am Verzicht auf die Rechtsmittel (Nr. 5) eben- 
falls nicht beteiligt gewesen wäre, was nicht glaubhaft ist. Es liegt eine^ 
grammatikalische Ungenauigkeit vor. 
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sessionem corporalem und ein resignare. — Was unter dem 
tradere und dem resignare zu verstehen ist, darüber kann kein 
Zweifel herrschen; es ist die Säle und die Auflassung, traditio 
und resignatio im technischen Sinn. — Was bedeutet aber das 
mittere in corporalem possessionem ? Es steht an der Stelle, 
^wo die Investitur zu erwarten wäre. Es ist damit auch die 
Investitur gemeint: Die ganze Handlung geschieht vor Ge- 
richt; an eine reale Besitzeinweisung lässt sich dabei nicht 
-denken. Unter der Investitur versteht man die Uebertragung 
der Gewere. Nun ist aber der Ausdruck „mittere in corpo- 
ralem possessionem** nichts anderes als die Uebersetzung des 
,, setzen in leibliche Gewer", das in den deutschen Urkunden 
so oft erscheint. Ferner finden wir einmal in einer Offizials- 
urkunde ^) den ganzen Akt des mittere in possessionem mit 
dem Worte translatio bezeichnet. Was wird übertragen? eben 
die Gewere. — Endlich erinnert das Attribut ,,corporalis** an 
•einen Ausdruck, der sich in einer Urkunde von 1280 (U.-B. II. 
299) findet : Der Domdekan bekundet, dass eine gewisse Irmina 
einen Drittel ihres Hauses an zwei Klöster geschenkt habe; 
^r fährt fort: et eandem partem in manus nostras resignavit 
(das Haus war offenbar Erbe vom Domstift) supplicans ut pre- 
fatis religiosis curaremus dictam terciam partem concedere et 
ipsos de eadem corporaliter investire. Der Leiheherr 
investiert den Beliehenen; er überträgt ihm die Gewere zu 
Erbrecht. 

Das corporalis, das beiden beigegeben ist, zeugt entschieden 
für die Identität der Begriflte investire und mittere in posses- 
sionem. Das Wort investire wurde wohl darum in der Regel 
nicht angewandt, weil das „mittere in possessionem** dem deut- 
schen Ausdruck besser entsprach. 

In Basel wurden also die drei Akte noch immer 
unterschieden. Das lässt sich auch in den übrigen Urkunden 
verfolgen, obschon diese — besonders die deutschen — weit 
weniger klar sind. Auch ist die Bedeutung der von den 
deutschen Urkunden gebrauchten Worte bestritten. 

Rehme^) nimmt in Bezug auf den Münchner Liegenschaf ts- 

1) Staatsarchiv. St.-Urk. Nr. 168 (1324 Juli 4). 

2) Zur Geschichte des Münchner 'Liegenschaftsrechtes. 
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verkehr an, der Ausdruck „aufgeben", der käufig ^^ederkekrt, 
sei gleick ,, auflassen", und beide entspräcken dem lateiniscken 
„resignare". 

Beyerle^) dagegen bekauptet für Konstanz, „aufgeben^* 
sei gleickbedeutend mit tradere, wäkrend resignare durck ,,sick 
verzigen" vertreten sei. Die Investitur erblickt Beyerle in 
dem Fertigen. 

Seken wir, wie es sick in dieser Beziekung in Basel ver- 
kalt. Am ekesten kommen wir zu einem Ziele, wenn wir nach 
Beyerles Vorgang einige deutscke und lateiniscke Urkunden 
einander gegenüber stellen. 



U.-B. II. 314 (1280). 

1. Verkäufer: possessiones 
de consensu et voluntate li- 
berorum meorum iuste et le- 
galiter vendidi dem Kloster 
Olsberg pro XX m. a, 

2. quas me profiteor rece- 
pisse. 

3. Et dictas possessiones una 
cum liberis meis in forma iu- 
dicii tradidi adkibitis omnibus 
observationibus etc. 

4. et ipsas religiosas in pos- 
sessionem vacuam et quietam 
predictorum possessionum ad 
eas iure proprietatis deinceps 
spectantium misi et mitto. 



U.-B. III. 263 (1296). 

1. Verkäufer verköften vor 
mir (Sckultkeiss) in gericktes 
wis ein manwerck matten für 
lidig eigen . . . reckte uh re- 
delicke dem Käufer umbe 7'/? 
pkunt Basileren. 

2. ufi verjaken, das si der 
pkenningen gar gewert weren 
un si in ir nutze weren komen. 

3. Uli gaben dem Käufer das 
manwerck uf lideklicke. 



4. uü sasten in in liplicke un 
volle gewer des selben man- 
wercks. 



5. Ock vertigotten si ez ime 
mit aller gewarsami un sicker- 
keite so ze kdfen kdret von 
rekte oder von gewoknkeite 
un alse mit reckter urteilde 



1) Salmannenrecht S. 127 ff. 132. 
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5. promittens debitam wa- 
randiam. 



U.-B. II. 12 (1268). 
1 . Verkäufer : possessiones 
nostras den Käufern iuste et 
legaliter vendidimus pro certa 
summa pecunie duabus marcis 
argenti. 



2. et cum omni sollempni- 
tate et cautela ac observatio- 
nibus etc. . . dictas possessio- 
nes den Käufern contulimus 
et donavimus 

3. in possessionem quoque 
corporalem misimus ipsos 



an offem gerichte erteilet wart 
von allen, die da waren. 

6. un gelopten dem Käufer 
bi ir trüwe für sich un ir 
erben den köf stete ze habende^ 
un niemer dawider ze tünde 
. . . un denselben Käufer un 
sine erben des manwercbs ze 
werende gegen menlichem für 
lidig eigen alse rebt ist, swa 
Uli swenne si sin bedurfent. 

7. Och verzigen su sich wis.- 
sentliche helfe un rates geist- 
liches, weltliches u. s. w. 

U.-B. III. 323 (1296). 

1. Schultheiss thut kund, 
dass der Verkäufer Güter „vor 
uns verköfte rechte uü rede- 
liehe dem Käufer umbe sechs 
phunt Basileren. 

2. un verjach, das er der 
phenningen gar gewert were 
etc. 

3. un . . gab . . . dem Käufer 
daz gut uf lidekliche. 



4. uü saste in in lipliche^ 
un in volle gewer des selben 
gutes. 

5. un vertigotte ez ime für 
lidig eigen mit aller gewar- 
sami un sicherheite so ze köfen 
höret von rechte oder von ge- 
wohnheite. 
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4. promittentes eis . . nos 
prestituros debitam waran- 
-diam 

5. renunciantes etiam ex- 
^eptioni non numerate pecunie, 
^oK, in factum, beneficio resti- 
tutionis in integrum etc. 

U.-B. n. 225 (1277). 

1. Verkäufer possessiones 
suas dem Käufer vendidit pro 
XX m. a. 

2. et constitutus in presen- 
tia nostra in forma iudicii pre- 
sidente . . vicesculteto profi- 
tendo se dictam pecuniam rece- 
pisse 

3. prefatas possessiones dem 
Käufer tradidit et donavit sen- 
tencialiter pleno iure 



4. promittens debitam wa- 
randiam 



6. Och gelopt er un bant 
sich ufi sin erben des gutes 
ze werende u. s. w. 

7. Ufi verzech sich wissent- 
liche für sich un sin erben 
helfe un rates geistlichs, welt- 
lichs u. s. w. 

U.-B. m. 250 (1260). 

1. Verkäuferin hat verköft 
un ze köfende geben rehte ufi 
redeliche ein Gut den Frauen 
von S. Clara um 80 M. S. 

2. de SU gar gewert ist. 



5. renuncians omni excep- 
tioni etc. 



3. sü hat och das selbe gut 
den vorgenanten frowen von 
s. Cl. uf gelan lidig un lere. 

4. un hat des selben gutes 
gelobt für ledig egin rehter 
wer ze sinde. 

5. un hat es och gevertiget 
mit irs vogetes hant vor offeme 
gerihte mit alleme deme rechte 
un mit aller der gewarsamü, 
so die frowen von S. Cl. be- 
dorften als es da mit rechter 
ürtel geürteilt wart. 

6> Och hat sich die Ver- 
käuferin . . . verzigen alles 
des rehtes geistlichs weltlichs 
u. s. w. 
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U.-B. n. 187 (1276). 
Verkäufer : 

1. nos vendidimus ac 

2. iusto venditioms titulo 
contulimus dem Käufer Land 



3. nos et omnes successores 
omni iure et dominio daran 
penitus exuentes 



4. et den Käufer in posses- 
sionem corporalem liberam et 
imperturbatam ab omnibus co- 
ram H. de G. loco sculteti 
seculari iusticie presidenti in- 
mittentes. 



U.-B. I. 147 (1237). 



1. Käufer, S. Petersstift; do- 
mum vom Verkäufer emimus. 



2. Die Verkäufer renuncian- 
tes omni iuri quod in eadem 
domo habebant vel habere vi- 



Staatsarchiv St.-Urk. Nr. 127 
(1311). 

1. Verkäufer veriach offen- 
Hch vor uns (Schultheiss), daz 
er di muli etc. . . het verköfet 
un verköfet vor uns recht uii 
redelich genzlich uii gar dem 
Käufer . . . umbe 62 phunde 
gemeiner basaler phenninge. 

2. der . . er . . gar un genz- 
lich gewert un bereit ist dez 
er vor uns veriach. 

3. Och verzigen sich vor 
uns . . . der Verkäufer, seine 
Frau und seine Kinder alles 
des rechtes der eigenschafte 
un der anspräche, so si an der 
vorgenanten müli mohten han. 

4. un sasten den Käufer in 
nutzliche unde in ruwekliche 
gewer der selben müli un er- 
lobten im, die Eigenschaft an 
sich ze nemende. 

5. Währschaftsgelöbnis. 

6. Verzicht auf alle Rechts- 
mittel gegen das Geschäft. 

Staatsarchiv, St.-Urk. Nr. 130 

(1311). 
Zinsverkauf von einer Mühle. 

1. Ver ausser hant verköfet 
un verköften da in gerichte. 
^ 2. sie bekennen, die Kauf- 
summe empfangen zu haben. 

3. Och verzigen [sie] sich 
. . . un gaben uf in gerichte 
an des vorgenanten Käufers 

4 
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• debantur ipsam domum nostre 
ecclesie contulerunt et super 
altare b. Petri resignaverunt. 



hant einhelleclich wissentlick 
ufi bedahtlich alles das reht 
un die anspräche so sie solten 
oder mohten han an die Mühle 
genzlich ufi gar. 



Die Resultate, die aus diesen Zusammenstellungen zu ent- 
nehmen sind, sind folgende: 

Auch für Basel muss angenommen werden, dass aufgeben 
identisch sei mit tradere; denn, dass aufgeben und sich ver- 
zigen nicht gleichbedeutend sind, zeigt die angeführte Urkunde 
von 1311 März 31, die nach dem oben zitierten Bericht fort- 
fährt: und nach dirre ufgebunge und verzigunge u. s. w. — 
Damit soll natürlich nicht behauptet werden, dass „aufgeben" 
nicht anderswo die resignatio bezeichnet hätte. Die deutsche 
Sprache war zu sehr nach den Landesteilen verschieden; und 
— darf man den Ausstellern der Urkunden in allen Fällen 
zutrauen, dass sie stets den eigentlich technischen Ausdruck 
kannten und anwandten? Wir unterscheiden also eine Tra- 
ditio: tradere, conferre, donare, geben, ufgeben. — Beyerle^) 
scheint auch das ze köffende geben mit der Traditio identi- 
fizieren zu wollen. Unsre erste Zusammenstellung (S. 40 f.) 
lässt es dagegen nicht zweifelhaft, das „zu kaufen geben** 
gleich ist vendere (venum dare), dass es also mit dem ding- 
lichen Uebereignungsakt nichts zu tun hat. 

Dass die Investitur in der missio in corporalem posses- 
sionem zu erblicken ist, wurde oben ausgeführt. Unter der 
Fertigung wurde in Basel nie die Investitur verstanden. Die 
Fertigung wird nur in den deutschen Urkunden erwähnt. War 
sie wirklich eine besondere Prozesshandlung, warum sagen 
dann die Lateinschreiber gar nichts davon? Wurde sie etwa 
in den betreffenden Fällen nicht vorgenommen? das ist doch 
nicht denkbar. Es ist ja bekannt, dass die lateinischen Ur- 
kunden in der ßegel präzis und knapp, die deutschen unbe- 
stimmter und weitschweifiger sich ausdrücken. Der Bericht 
über die Fertigung ist verbunden mit der Versicherung, dass 



1) 1. c. 
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sie erfolgt sei mit des Vogtes Hand, vor oifenem Gericht, mit 
aller Sicherheit und Gewahrsame, die von Rechts oder von 
Gewohnheits wegen erforderlich ist, mit Urteil u. s. w., lauter 
Dinge, die in den lateinischen Urkunden den einzelnen Akten 
in kurzen Adverbien und Ablativi absoluti beigefügt sind. Die 
Bemerkung über die Fertigung will nur versichern, dass das 
ganze Geschäft in gehöriger Weise vorgenommen worden sei. 
Unter Fertigung ist stets der ganze Uebereignungsakt zu ver- 
stehen.^) 

Was endlich den dritten Bestandteil, die Auflassung be- 
trifft, so tritt sie — nach dem Gesagten — aus den Urkunden 
klar hervor, bezeichnet durch die Verba resignare, renunciare 
omni iuri, sich verzigen, uflan. 

Nie ist diese Verzichtserklärung zu verwechseln mit der 
andern, die regelmässig wiederkehrt, mit dem Verzicht auf 
alle Rechtsmittel, durch die das Geschäft angefochten werden, 
der Veräusserer später Ansprüche aus dem Geschäft erheben 
könnte. Das geht klar hervor aus der Urkunde von 1311 
(Staatsarchiv St.-Urk. Nr. 127)^); es sind zwei ganz verschie- 
dene Handlungen, die eine dinglicher, die andre rein prozes- 
sualer Natur.^) 

Wie diese drei Handlungen vor sich gegangen sind, welche 
Symbole dabei Verwendung gefunden haben, lässt sich aus 
unsern Quellen im Einzelnen nicht ersehen; wir wissen nur, 
dass sie in der Hauptsache aus „gemachten worten un ge- 
berden** bestanden. Dabei spielte die Hand eine grosse Rolle. 
Um einen eigentlichen Handschlag, wie Beyer le (S. 132) ihn 
für Konstanz annimmt, scheint es sich aber nicht gehandelt 
zu haben. Es ist eher denkbar, dass der Veräusserer dem Er- 
werber einen Gegenstand in die Hand gab. So heisst es ein- 
mal, dass die Veräusserer dem Erwerber domum de manu ad 



1) Vgl. auch eine Basler Schultheissenurkunde von 1332 bei Boos: 
U.-B. der Landschaft Basel, Nr. 293, wo es nach ausführlichem Bericht 
über den Uebertragungsakt heisst: Dis ist öch alles beschehen nnd ge- 
vertigot in gerichte mit aller der Sicherheit u. der gewarsami etc. 

2) S. 0. S. 49. 

3) Beyerle, S. 129, scheint den prozessualen Verzicht dem dinglichen 
gleichstellen zu wollen (S. 129 IV.). 

4* 
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manam prout dictavit sententia in iudicio contulenmt (U.-B. III. 
Ntr, 34. 1253), oder : sie hätten dem Erwerber das Grmndstück 
conferiert de manibns snis in manns suas, sicnt iaris est et 
consaetndinis civitatis. — Was das für ein Gegenstand war, 
ob ein Handschuh^) oder ein Halm^) oder sonst etwas, ist 
nicht ersichtlich. 

An den dinglichen Uebereignungsakt schliesst sich in der 
Darstellung der Urkunden häufig die sog. Währschafts- 
übernahme: Der Veräusserer übernimmt dem Erwerber ge- 
genüber die Haftung für eine allfällige Eviction. Dass sie, 
obschon sie in den Urkunden nicht immer erwähnt wird, doch 
regelmässig erfolgt ist, darf auch für Basel angenommen werden, 
und zwar aus denselben Erwägungen, die Beyer le für Konstanz 
zum gleichen Schlüsse führen: einmal spricht dafür der Wort- 
laut der Urkunden, in denen diese Währschaftsübernahme er- 
wähnt wird, und die davon als von etwas ganz natürlichem 
sprechen. Sodann entspricht es aber auch dem allgemeinen 
Satz des deutschen Rechtes, dass der Veräusserer dem Er- 
werber für Eviction haftbar ist. 

Beyerle (S. 124) leitet das Erfordernis der Währschafts- 
übernahme aus folgender Ueber legung ab : Die Pflicht des Ver- 
äusserers dem Käufer an der übergebenen Sache das Eigentum 
zu verschaffen, ist mit der Fertigung noch nicht erfüllt; sie 
erstreckt sich ihrer Natur nach auf die Zukunft und bedarf 
daher der ausdrücklichen Herstellung einer schuldrechtlichen 
Haftung des Veräusserers. Die Uebernahme dieser Haftung 
ist das Versprechen der Währ Schaftsleistung. 

In Basel erfolgte die Währschaftsübernahme durch das 
einfache Treuversprechen, promittere, geloben bi trüwe. 

Wurde bisher von den Handlungen der Parteien bezw. des 
Veräusserers gesprochen, so wenden wir uns' nun der Tätig- 
keit des Gerichtes zu. Im allgemeinen wird angenommen, die 

^) Heusler: Institutionen II. S. 73. 

8) Schröder: Rechtsgeschichte 1889. S. 670. — Vgl. U.-B. Strasa- 
burg III. 134 (1280) „resignavit omne ins sibi competens in domo et area 
prenotatis per iactum calami secundnm Argentinensis consnetndinem civi- 
tatis**. — Vgl. codem S. 72, Zeile 44. 
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Haupttätigkeit des Gerichtes habe im Aufbieten der Ein- 
spruchsberechtigten und im sog. Friedewirken be- 
standen.^) Davon sagen nun aber auch die ausführlichsten 
Basler Urkunden nichts. Nach ihnen stellt sich die Sache 
vielmehr folgendermassen dar : Auf den ersten Blick sieht man, 
dass es sich um ein Urteil handelt. Der Ver äusserer tradiert 
sententialiter, per sententiam; er fertigt mit urteilde.^) 
Welches war der Inhalt dieses Urteils? — Eine Urkunde von 
1253 (U.-B. III. Nachtr. Nr. 34) sagt: Et predictus miles et 
filia sua iam dicta eandem domum concivi prelibato de manu 
ad manum, prout dictavit sententia, coram nobis in iudicio 
contulerunt. Danach scheint das Urteil in einer Antwort des 
Gerichtes auf die Frage der Parteien, wie sie die Uebereignung 
rechtsgiltig vollziehen könnten, bestanden zu haben. Damit 
stimmt nicht überein der Bericht einer Urkunde von 1290 
(U.-B. II. 709): „und wart an dem selben gerichte mit offenr 
Uli mit gemeiner urteilde behebt, das du gift also redelich un 
ehaftlich beschehen were, das si stet uii unwandelbere solte 
sin'^ Daraus geht hervor, dass das Urteil erst nach erfolgter 
Uebertragung erlassen worden ist in dem Sinne, die Ueber- 
tragung sei rechtsgiltig erfolgt.^) Die ßegel scheint ein solches 
nachfolgendes, bestätigendes Urteil gewesen zu sein. Dafür 
spricht der häufig wiederkehrende Ausdruck, die Uebertragung 
sei erfolgt omnium approbante sententia. 

Jedenfalls kann angenommen werden, dass, wenn auch eine 
Frage der Parteien, wie oben erwähnt, vorausging, doch auf 
die Ausführung der in Antwort darauf vom Gericht erteilten 



1) Heusler: Institutionen TL. S. 86 ff. — Sohm i. Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung L S. 35 ff. — Rehme: in Festgabe der Juristenfac. 
Berlin für Dernburg 1900. — Auch Beyerle kommt — wie mir scheint, 
aus keineswegs zwingenden Gründen — zu dem Schluss, dass in Konstanz 
im 13. Jh. die Aufbietung der Einsprecher einerseits, die Friedebann- 
wirkung anderseits, die wesentlichen Bestandteile der gerichtlichen Mit- 
wirkung gewesen seien. — Schröder: a. a. 0. S. 671. — Brunner: 
Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte. Berlin 1901. S. 72 f. 

2) U.-B. I. 329 (1257); II. 184 (1276), 225 (1277), 387(1282), 434(1284); 
III. Nachtr. 34 (1253). — Trouillat: I. 652 n. 459 (1258); II. 266 n. 207 
1275) u. s. w. 

3) Laband: Die Vermögensrecht!. Klagen. S. 336, 338. 
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Vorschriften ein bestätigendes Urteil folgte und dass diesem 
bestätigenden Urteil das Hauptgewicht zukam. 

Das nachfolgende Urteil hat eine approbatio zum Inhalt, 
die Bestätigung, dass die Uebereignung „also redelich und 
ehaftlich beschehen were, das si stet \m unwandelbere solte 
sin". Von einem Aufgebot der Einspruchsberechtigten, von 
einem Friedewirken findet sich auch in der ältesten Zeit, so- 
weit wir die gerichtliche Fertigung verfolgen können, keine 
Spur. Es unterblieb in Basel beides. 

Eine reale Besitzeinweisung war mit der gerichtlichen 
Fertigung nicht verbunden.*) 

Was für eine Wirkung hatte die gerichtliche 
Fertigung? 

In der Regel sagt man: die gerichtliche Fertigung ver- 
schaffte dem Erwerber der Liegenschaft die rechte Gewere; 
d. h. nach Ablauf von Jahr und Tag seit der gerichtlichen 
Fertigung, kann die Eigentumsübertragung seitens Landes- 
anwesender, die an der Klagestellung nicht durch echte Not 
verhindert waren, nicht mehr angefochten werden. 

Dass die Personen, die bei der Fertigung zugegen waren, 
etwaigen Einspruch sofort geltend zu machen hatten, obschon 
ein ausdrückliches Aufgebot nicht erfolgte, ist sicher anzu- 
nehmen.2) 

Was die Praeclusionsfrist für die übrigen Landesanwesenden 
betrifft, so bietet unser Material nur spärliche Anhaltspunkte. 
Es scheint, dass auch in Basel die gerichtliche Fertigung eine 
rechte Gewere des Erwerbers an der Liegenschaft zur Folge 



1) Vgl. Lab and: Die vermögensrechtlichen Klagen nach den sächsi- 
schen Rechtsquellen des Mittelalters. Königsberg 1869. S. 239. — Stobbe: 
Die Auflassung des deutschen Rechts in Jherings Jahrbüchern. Bd. XII. 
S. 199. — Eine sessio triduana wird in den Basler Urkunden nicht erwähnt. 
— Vgl. darüber Laban d S. 241 ff. Stobbe: S. 202 f — Von einer Be- 
sitzräumung für 6 Wochen und 3 Tage ist später zu sprechen. 

*) Vgl. Planck: Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter. Braun- 
schweig 1879. I. S. 325. — Freiburger Stadtrecht v. 1120, Art. 57 (Ü.-B. 
Freiburg. S. 18) : si quis res alterius dat vel vendit vel obligat eo presente 
nee contradicente, si postea contradicit, nihil ei valebit. 
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hatte. Das lässt sich mit ziemlicher Sicherheit schliessen aus 
zwei Briefen Innocenz IV von 1248.^) 

Bischof und Bürgerschaft standen noch kurz vorher in 
feindlichen Lagern: der Bischof auf Seite des Papstes; die 
Bürger Anhänger Friedrichs II. Die Feindschaft war so weit 
gegangen, dass die Bürgerschaft (1247) die bischöfliche Pfalz 
von Grund aus zerstört hatte. Im Jahre 1248 kam es durch 
Vermittlung des Papstes zu einer Versöhnung. 

Dazu trugen die erwähnten Verfügungen bei. In der 
ersten heisst es folgendermassen : Cum ad devotionem ecclesie 
ac mandatum redieritis persecutore ipsius penitus derelicto 
votis vestris libenter annuimus et petitiones vestras, quantum 
cum deo possumus, favorabiliter exaudimus. Vestris itaque 
supplicationibus inclinati ut secundum statutum civitatis 
vestre super bonis, que per annum et diem bona fide 
possederitis, annalis inter presentes prescriptio cur- 
rat, auctoritate vobis presentium indulgemus. 

Im zweiten Brief beauftragt Innocenz den Abt von "Wet- 
tingen, die „dilecti filii Basilienses** bei diesem Satz ihres 
Stadtrechtes zu schirmen. 

Es scheint mir zweifellos, dass unter diesen römisch klin- 
genden Ausdrücken, das deutsche Institut der rechten Gewere 
zu verstehen ist. Nach dem Gesagten kann mit der bonae 
fidei passessio nur eine durch gerichtliche Fertigung erlangte 
Gewere gemeint sein.^) 

Diese rechte Gewere ist aber in Basel nicht Wirkung 
einer richterlichen Bannlegung; wie wir sahen, erfolgte eine 
solche nicht. Sie ist vielmehr ein Ausfluss der Oeifentlichkeit 
der gerichtlichen Fertigung. 

Die Frist, nach welcher die Wirkung der rechten Gewere 
eintrat, betrug also in Basel Jahr und Tag. Beyerle stellt 
zwar für die oberrheinischen Städte eine stadtrechtliche Frist 



1) U.-B. I. 205, 206. 

2) Vgl. Stobbe: a. a. 0. S. 211. — Schröder: a. a. 0. S. 672. — 
Heusler: Institutionen II. S. 102 ff. speziell 105 gegen Lab and. — 
L a b a n d : Die vermögensrechtl. Klagen S. 314 hatte die Möglichkeit der 
Entstehung einer rechten Gewere ohne gerichtliche Fertigung behauptet. 
— Vgl. auch Brunner: Grundzüge S. 173. 
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von sechs Wochen und drei Tagen für die rechte Gewere auf. 
Er übersieht dabei, wie mir scheint, den Unterschied zwischen 
Gewere und tatsächlichem Besitz. 

Die Gewere eines Gutes hat, wer es nutzt. Setzen wir 
den Fall: es schenkt jemand sein Haus einem Kloster und er- 
hält es sofort wieder zu Erbrecht mit einem Zins belastet 
zurück; so hat das Kloster die „eigenliche" Gewere, und zwar 
hat das Kloster mit der gerichtlichen Fertigung eine rechte 
Gewere erlangt, deren Wirkungen nach Verlauf von Jahr und 
Tag eintreten. Ein wirklicher Besitz, ein Beziehen des Hauses 
seitens des Klosters ist dazu nicht erforderlich. In allen Fällen 
dagegen, wo die Frist von sechs Wochen und drei Tagen er- 
wähnt wird, handelt es sich nicht bloss um die Gewere wäh- 
rend dieser Zeit, sondern um den tatsächlichen Besitz, das 
ungestörte Innesitzen des Erwerbers auf dem Grundstück. 

Also Gewere und tatsächliches Innesitzen sind scharf aus- 
einanderzuhalten. Erschwert wird das allerdings durch die 
lateinischen Quellen, die beides als possessio bezeichnen. Die 
Frist von sechs Wochen und drei Tagen ist übrigens keine 
bloss stadtrechtliche ; ^) im Gegenteil, wahrscheinlich hat man 
darin die landrechtliche Dingfrist zu sehen. 

Für Basel kommt in dieser Frage höchstens eine Urkunde 
von 1275 (U.-B. II. 174) in Betracht : 

Cum Johannes apotekarius et uxor sua concives nostri 
domum suam in vioo Fori in qua habitare consueverunt libera 
et absoluta donatione iuste et legitime donaverunt dem Kloster 
Unterlinden in Colmar, prout in instrumento super hoc con- 
fecto plenius continetur, iidem cives ad maiorem cautelam 
secundum observanciam et consuetudinem civitatis ab eadem 
domo se transtulerunt et exiverunt quarta feria ante festum 
b. Michahelis nunc preteritum et sex septimanis et tribus diebus 
immo pluribus dominas et suos procuratores in vacuam et 
quietam possessionem miserunt. 

In einer Urkunde von 1271 (U.-B. II. 65) verleiht das 
Kloster Unterlinden dem Johann apotekarius und seiner Frau 
das Haus zur Apotheke in vico Fori, das sie dem Kloster 



1) Heusler: Instit. U. S. 111. 
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geschenkt haben, gegen einen Wachszins auf Lebenszeit zurück. 
Auf diesen Brief von 1271 bezieht sich wohl der Passus dessen 
von 1275: „prout in instrumento super hoc confecto plenius 
continetur." Man darf demnach annehmen, es sei die Schenkung 
der Besitzräumung um mindestens vier Jahre vorausgegangen. 
War die Schenkung rechtmässig vollzogen worden, so hatte 
das Kloster eine eigenliche Gewere am Hause erhalten und 
zwar eine rechte. Jahr und Tag waren verflossen, die eigen- 
liehe Grewere des Erlöster s nicht mehr anfechtbar. Eine Be- 
sitzräumung hatte da keinen Sinn mehr. Einen sehr guten 
Sinn hatte sie aber, wenn die gerichtliche Fertigung unter- 
blieben war. Für unsern Fall ist die Gerichtlichkeit auch 
nicht durch das geringste Zeichen angedeutet; ich nehme an^ 
es sei nur aussergerichtlich gefertigt worden. 

Dass eine aussergerichtliche Fertigung nicht unwirksam, 
im Vergleich zur gerichtlichen aber nur unvollkommen wirk- 
sam war, wird der folgende Paragraph lehren. Hatte man 
es unterlassen, vor Gericht zu gehen, so war das Bedürfnis 
vorhanden, auf anderem Wege Sicherheit des erworbenen Rechtes 
zu erreichen. Inwiefern dazu der Besitz während 6 Wochen 
und 3 Tagen beitrug, braucht hier nicht erörtert zu werden. 
Es genügt der Hinweis auf die Darstellung Heuslers in seiner 
Institution II. S. 111 f. und S. 37 f. 

Dass eine Besitzeinweisung für 6 Wochen und 3 Tage mit 
der gerichtlichen Fertigung verbunden und mit der rechten 
Gewere in Beziehung gebracht worden wäre, dafür findet sich 
unter den Basler Urkunden des 13. Jahrhunderts kein Zeugnis.^) 



§8. 

Die Bedeutung der gerichtlichen Fertigung fBr den 

Eigen tumserwerb. 

Es handelt sich um die Frage : war gerichtliche Fertigung 
bezw. Auflassung für den Uebergang des Eigentums an einer 
Liegenschaft vom Veräusserer auf den Erwerber notwendig? 



1) Beyerles Ansicht s. in seinem Salmannenrecht S. 143. 
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— oder wie Heusler*) genauer formuliert: hatte alles, was 
ohne gerichtliche Fertigung geschah, selbst die (aussergericht- 
liehe) traditio (sale) und Besitzübergabe für die Parteien nur 
obligationenrechtliche Wirkung, sodass daraus für den Erwerber 
nur ein persönlicher Anspruch gegen den Veräusserer auf Er- 
füllung des Kaufgeschäftes und dgl. resultierte, aber kein 
dinglicher Anspruch, namentlich kein solcher gegen einen 
Dritten, dem der Veräusserer nachher erst das Gut durch 
gerichtliche Fertigung übertrug? 

Sohms Antwort lautet: Es gibt keine aussergerichtliche 
Auflassung, überhaupt keine aussergerichtliche symbolische In- 
vestitur mehr. Auflassen (investieren) und vor den Richter 
fahren, sind mit einander identisch geworden. Ohne gericht- 
liche Auflassung ist jeder Veräusserungsakt unvollkommen.^) 

Sohm bejaht demnach unsre Frage. Anders Heusler. 
Er schreibt der aussergerichtlichen Eigentumsübertragung eine 
relative, der gerichtlichen eine absolute Wirkung zu in dem 
Sinne: auch durch einen aussergerichtlichen Akt wurde das 
Eigentum auf den Erwerber übertragen; aber diese Ueber- 
tragung war anfechtbar seitens des Richters und solcher Per- 
sonen, welche schon vorher ein Recht an das Gut hatten; bei 
gerichtlicher Fertigung dagegen war die Eigentumsübertragung 
auch seitens dieser letztern Personen in der Regel nur noch 
binnen Jahr und Tag anfechtbar. 

Was Basel betriift, so sind wir zur Beantwortung der 
Frage auf bloss zwei Quellenstücke angewiesen; diese sprechen 
aber sehr deutlich. 

Den ersten Anhaltspunkt bildet eine Urkunde von 1275 
(U.-B. II. 159). 

Constituti Basilee in actis iudicii H. et Joh. dicti de 
Pfaifen . . . confessi sunt, se vendidisse tradidisse et donasse 
pro certa summa pecunie quadraginta duarum marcarum viro 
discreto Joh. dicto Helbelinge civi Basiliensi molendinum situm 
infra civitatem Basiliensem, quod dicitur zer Walchen, cum 



1) Institutionen II. S. 99 fF. 

2) Sohm in Zsch. f. Rechtsgesch. Bd. I. germ. Abt. 
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duabus areis ... et quia predictam pecuniam receperunt a 
Johanne predicto et ipsam in suos . . . usus converterunt, ad 
maiorem prefati Johannis cautelam ipsum molendinum 
<;um areis supradictis in iudicio resignantes ... in pre- 
dictum Johannem cum omni sollempnitate iuris et facti 
necessaria et ex consuetudine approbata proprietatis 
titulo legitime transtulerunt coram viris honorabilibus pro 
testibus adhibitis . . . Gotfridus de Eptingen presidens iudicio 
loco advocati, H. dictus Pfaffe et Hugo monachus antiquior 
milites, Hugo de Gundolstorf vices gerens sculteti etc. 

Es handelt sich um eine Liegenschaft in Gross -Basel, 
Eigen der Veräusserer. Nach unsrer ganzen Darstellung ist 
sie demnach dem Gebot der gerichtlichen Fertigung unter- 
worfen. Trotzdem wird gesagt, die gerichtliche Fertigung sei 
geschehen ad maiorem Johannis cautelam. Scheinbar wider- 
spricht also diese Urkunde dem Satze von der obligatorischen 
gerichtlichen Fertigung, dessen Geltung uns doch sonst be- 
zeugt ist. — Nun ist die Uebereignung aber auch geschehen 
cum omni sollempnitate iuris et facti necessaria et ex consue- 
tudine approbata . . . legitime. Also einerseits erfolgt die 
gerichtliche Fertigung ad maiorem cautelam — anderseits ist 
sie doch wohl unter den soUempnitates iuris et facti necessa- 
rie et ex consuetudine approbate mitzuverstehen. Wie erklärt 
sich dieser scheinbare Widerspruch ? Einfach daraus, dass durch 
di^ aussergerichtliche Fertigung, die der gerichtlichen voran- 
gegangen war (confessi sunt, se tradidisse et donasse) der Er- 
werber zwar Eigentum erhalten hatte, aber kein vom Rechte 
nach allen Richtungen gesichertes. 

In zweiter Linie kommt in Betracht die oben (S. 22) zi- 
tierte Ratserkanntnis von 1536; es wird darin verfügt, dass 
die Stadtgerichte auf aussergerichtliche Fertigungen „nützit 
erkennen sonder die alsz nichtig und craftlosz halten soUendt". 
Danach wäre also die zu Anfang dieses Paragraphen auf- 
geworfene Frage zu bejahen — aber nur für die spätere Zeit. 
Betrachten wir den Zusammenhang in dem dieser Satz steht 
Es wird zunächst konstatiert, dass aussergerichtliche Ferti- 
gungen vorkommen. Wie schon oben bemerkt, lässt aber die 
Art, wie davon gesprochen wird, keinen Zweifel darüber, dass 
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sie eigentlich den Erfordernissen des Rechtes nicht entsprachen. 
Trotzdem wird nicht etwa erinnert, dass alle diese Fertigungen 
gänzlich nichtig und kraftlos seien, sondern es wird verfügt, 
dass, wofern „fürohin" eine Liegenschaft aussergerichtlich 
gefertigt würde „da sollendt unsere statgericht uflp solliche 
fertigungen nützit erkennen, sonder die alsz nichtig und craft- 
losz halten". 

Darin liegt nun eine klare Autwort auf unsere Frage, 
und zwar im Sinne Heuslers. Bisher waren aussergericht» 
liehe Fertigungen nicht absolut nichtig ; erst in Zukunft sollen 
sie nichtig und kraftlos sein. 

Wir haben oben (§ 3) gesagt, durch diese Ratserkanntnis 
soll die obligatorische gerichtliche Fertigung nicht erst neu 
eingeführt, sondern es soll das bestehende Rechtsgebot erneuert 
werden. Wir sehen nun, dass diese Erneuerung mit einer Ver- 
schärfung verbunden war.^) 

Es lässt sich für Basel konstatieren: die gerichtliche 
Fertigung war in der altern Zeit für die Eigentums- 
übertragung an Immobilien Vorschrift; dennoch hatte 
auch die aussergerichtliche Fertigung dingliche 
rechtsübertragende Wirkung. 

Leider fehlt es mir an Mitteln, mit denen eine Antwort 
gefunden werden könnte auf die Frage: in wiefern war ein 
aussergerichtlich übertragenes Eigentum nur unvollkommen 
gesichert? Die Lösung Heuslers ist die annehmbarste. An- 
fechtbar war eine solche Fertigung seitens des Richters bezw. 
des Gerichtsherrn und seitens solcher Personen, die schon vor- 
her ein dingliches Recht an dem Gute hatten. 



§9. 
Die Grerichte. 

Es ist zu untersuchen, vor welcher Behörde die Fertigung 
vorgenommen werden musste. 



1) Dadurch wird es auch leicht erklärlich, warum diese Verfügung in 
Form einer Erkanntnis der beiden' Räte erging und nicht etwa als ein- 
fache Instruktion an die Gerichte. 
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Die richterlichen Behörden, die im dreizehnten Jahrhun- 
dert in Basel die Rechtspflege übten, sind auf der einen Seite 
der bischöfliche und der erzpriesterliche Offizial und die Judices 
ecclesie Basiliensis — auf der andern Seite das Schultheissen- 
gericht und der Rat. Der Rat als Gericht ward meist unter 
dem Vorsitz des Vogtes, bisweilen — und mit der Zeit immer 
mehr — auch unter dem des Bürgermeisters tätig. 

Seit den siebziger Jahren wurden vielfach Rechtsgeschäfte 
über Liegenschaften vor dem bischöflichen Offizial vorgenommen 
und von ihm beurkundet. In der Regel kam das aber nur vor, 
wenn mindestens ein Kontrahent geistlichen Standes war. Die 
Fertigung vor Stadtgericht wurde dadurch aber nicht ersetzt. 
Das geht daraus hervor, dass, wie sich bisweilen nachweisen 
lässt, die Fertigung vor Stadtgericht schon vorhergeschehen 
war und nun vor dem Offizial erneuert wurde. ^) Der Zweck 
einer solchen Wiederholung des Rechtsgeschäftes war einer- 
seits die mehrere Sicherheit. Der (meist geistliche) Erwerber 
wollte eine auch vom Standpunkt des kanonischen Rechtes 
und Prozesses unanfechtbare Urkunde erhalten. Anderseits 
mag darin häufig eine Prorogation auf das Gericht des bischöf- 
lichen Offizials für alle eventuellen spätem Streitigkeiten aus 
dem Geschäft zu suchen sein. 

Was den ersten Punkt betriffst, so lässt sich dafür ein 
Bericht von 1276 (U.-B. II. 201) anführen (wobei es sich aller- 
dings um Zinsgüter handelt): Nos vero (officialis curie Basi- 
liensis) predictis omnibus cognitionem et auctoritatem nostram 
interposuimus, ut maiori subsistant roboris firmitate et in scrip- 
tum redacta sigilli nostri munimine fecimus roborari. 

Dass es sich um eine Prorogation handelt, ist ausgesprochen 
in einer Urkunde von 1298 (U.-B. III. 442): Das Predigerkloster 
zu Gebweiler hat dem H. Wagner, Burger von Basel, Güter 
zu Sulz, Feldkirch und BoUweiler verkauft: „submittens . . . 
ipse frater Johannes prior se, domum in Gebwilr predictam 
et fratres eiusdem domus nostre in hoc casu iurisdictioni, ut 
ipsas, non obstantibus ipsorum privilegiis, ad premissorum 



1) Ü.-B. II. 226 (1277), 206 (1276); III. 250 (1296). 
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observantiam, si opus fuerit, auctoritate nostra ordinaria pos- 
simus compellere et arcere".^) 

Ganz dasselbe gilt von dem Gericht des officialis curie 
archidiaconi Basiliensis, das, älter als das Gericht des officialis 
cnrie Basiliensis, später mit diesem konkurrierte. 

In dritter Linie kommen in Betracht die iudices ecclesie 
Basiliensis. Sie waren das eigentlich geistliche Diözesangericht 
in der Hand des Domkapitels.*) Auch für die nicht sehr zahl- 
reichen Fälle, dass Rechtsgeschäfte über Liegenschaften vor 
ihnen vorgenommen werden, trifft zu, was bezüglich der Offi- 
zialsgerichte bemerkt wurde. ^) 

Wenden wir uns den weltlichen Behörden zu. Da ist zu- 
nächst in Gross-Basel der Rat mit seiner doppelten Funktion 
als Verwaltungsbehörde — unter dem Vorsitz des Bürger- 
meisters seit der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts — und 
als Gericht, im dreizehnten Jahrhundert noch stets unter dem 
Vorsitz des Vogtes. 

Freies städtisches Eigen wurde bis in die siebziger Jahre 
ausnahmslos vor dem Rate als Gericht gefertigt. Dabei präsi- 
dierte der Vogt; ihm zur Seite sass der Schultheiss; Bürger- 
meister und Ratsherren fungierten als Urteilsfinder. ^) Seit 
1275 wird das anders. Wahrscheinlich sollte dadurch gegen- 
über dem stetigen Anwachsen der vom Rat zu bewältigenden 
Arbeit Abhilfe getroffen werden. Von da an finden die Fer- 
tigungen freien Eigens vor Schultheissengericht statt".^) Nie 

1) Heusler: VerfassungsgescMchte S. 217. 

2) lieber die drei Gerichte, ihre Entstehung, Tätigkeit und ihr Ver- 
hältnis zu einander, vgl. Heusler: Verfassungsgeschichte. S. 212 ff. 

3) U.-B. I. 366 (1259), 379 (1260), 380(1260); IL 154(1275), 156(1275). 
168 (1275) u. a. 

*) Vgl. darüber Heusler: Verfassungsgeschichte S. 146 ff. bes. S. 148. 

5) Keine Ausnahme bildet der Fall von 1284 in U.-B. II. 434. Dasg 
der viceadvocatus im Schultheissengericht sass, ergibt sich auch aus U.-B, 
III. 74 (1292), 238 (1295). Darüber, dass er in Abwesenheit des Schult- 
heissen neben dem Viceschultheissen bisweilen den Vorsitz im Schult- 
heissengericht führte, vgl. eine Urk. von 1292 bei Trouill^itll. 519 Nr. 411 
— und Heusler: Verfassungsgesch. S. 208. Dass wir es mit dem Schult- 
heissengericht zu tun haben, dafür spricht der Umstand, dass im Siegel- 
vermerk zweimal der Schultheiss an erster, der Viceadvocatus an zweiter 
Stelle steht. 
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dagegen wurden solche nur vor dem Rat unter Vorsitz des 
Bürgermeisters vorgenommen. ^) 

In Klein-Basel erfolgt die Fertigung von freiem Eigen 
wie von Zinseigen stets vor Schul theiss und Rat. 



^) Das soll natürlich nur in Bezug auf die allgemeine obligatorische 
gerichtliche Fertigung gesagt sein. — Eine Ausnahme scheint eine Urkunde 
von 1273 (Ü.-B. II. 90) aufzuweisen, doch ist gar nicht sicher, um was für 
Liegenschaften es sich handelt; vgl. Ü.-B. II. 27. Es kann auch ausser- 
dem noch eine Fertigung vor Vogt und Rat vorgenommen worden sein. 
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Dritter Abschnitt. 



Bürgerrecht und gerichtliche Fertigung. 

§ 10. 

Ursprung, Zweck und Bedeutung der gerichtlichen 

Fertigung im allgemeinen. 

Wir haben die Voraussetzungen und die Wirkungen der 
gerichtlichen Fertigung im Basler Stadtrecht des dreizehnten 
Jahrhunderts kennen gelernt. Es handelt sich nun darum, 
die Frage nach Ursprung und Zweck des Institutes nach seiner 
Bedeutung im allgemeinen mit Hilfe der gewonnenen Resultate 
zu lösen. 

Nach zwei verschiedenen Richtungen liegen die Motive, 
-die nach Ansicht der Gelehrten zur obligatorischen gericht- 
lichen Fertigung geführt haben. Sie bestimmen sich auf der 
^inen Seite durch das Interesse des Erwerbers — so nament- 
lich nach Stobbe — , auf der andern durch das des Gerichts- 
Jierrn — dies die Auffassung Sohms und Heuslers. 

Stobbe^) führt aus: Die gerichtliche Handlung lieferte 
-dem Erwerber in leichterer Weise, als wenn die Uebertragung 
nur vor Privatzeugen vorgenommen war, den Beweis, dass bei 
ihr alles ordnungsgemäss vor sich gegangen war, dass niemand 
^egen die Veräusserung Einsprache erhoben, dass, wo den 
Erben ein Recht des Beispruches zustand, sie ihre Genehmi- 
gung erteilt haben ; die gerichtliche Veräusserung sicherte dem 
Erwerber seinen Anspruch auf Gewähr Schaftsleistung, gab ihm 
den Beweis, dass der Veräusserer selbst Gewährschaft ver- 



1) Die Auflassung des deutschen Rechtes; in Jherings Jahrbüchern. 
Bd. XII. S. 165 f. 
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sprochen, dass mit ihm noch andre Personen sich verbürgt 
haben. Diese mannigfaltigen Vorteile wirkten immer mehr 
dahin, die Grundstücke vor Gericht zu vollziehen. So bildete 
sich denn an vielen Orten der ßechtssatz, dass es zur Ueher- 
tragung des dinglichen Rechtes der gerichtlichen Auflassung, 
der obrigkeitlichen Cognition, des richterlichen Ausspruchs 
bedürfe. 

Sohm^) leitet die Notwendigkeit der gerichtlichen Ferti- 
gung aus dem Consensrecht des Gerichtsherrn ab : das Grund- 
eigentum in den Städten sei aus Leiheverhältnissen hervor- 
gegangen. Was früher für geliehene Grundstücke gegolten 
habe, das habe man beibehalten, nachdem schon das Leiherecht 
zum Eigentum geworden sei. So sei in den süddeutschen 
Bischofsstädten die gerichtliche Auflassung vor dem Offizial 
auf die ursprüngliche Grundherrschaft des Bischofs zurück- 
zuführen. In den norddeutschen Städten sei die obligatorische 
gerichtliche Auflassung vor dem Rate daraus zu erklären, dass 
der Rat als Rechtsnachfolger der Stadt- und Grundherrschaft 
auch in ihre Consensr echte eingetreten sei. In den königlichen 
Domanialstädten sei aus denselben Motiven die obligatorische 
Auflassung des bürgerlichen Eigens im Stadtgericht entstanden. 

Heusler*) begründet die Gerichtlichkeit einmal durch 
das Interesse des Erwerbers an der Oeffentlichkeit des Aktes 
xmd an gerichtlicher Zusprechung behufs Praeclusion entgegen- 
stehender Einspruchsrechte der Erben oder anderer Praeten- 
denten. Doch damit sei wohl das Vorkommen der gericht- 
lichen Fertigung, kaum aber ihre Regelmässigkeit oder gar 
ihre gesetzliche Notwendigkeit erklärt. Diese entstanmie dem 
Rechte des Gerichtsherrn zur Genehmigung und Kontrolle der 
Veräusserungen. Die Einwilligung des Stadtherrn zu Liegen- 
schaftsveräusserungen sei aus zwei Gründen notwendig ge- 
worden: es sei das einmal die in den meisten, wenn nicht in 
allen Städten auf Grund stadtherrlicher Vogtei eingetretene 
dingliche Belastung aller städtischen Grundstücke mit einem 



1) Fränkisches Recht u. römisches Recht i. Zsch. der Savignystiftung 
für Eechtsgeschichte. Bd. I. germ. Abt. S. 48 f. 

2) Institutionen. II. S. 85, 88 if. 

5 
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Zinse (Wortzins) und sodann die persönlichie Gebundenheit und 
Untertänigkeit der Stadtbewohner gegenüber dem Stadtherrn. 
Wie stellen wir uns zu diesen Theorien. Gregen Stobbes 
Auffassung lässt sich einwenden: Eine Aufbietung der Ein- 
spruchsberechtigten und ein Friedewirken wurden in Basel 
gar nicht vorgenommen. Und doch wäre beides zu erwarten, 
wenn das Interesse der Einspruchsberechtigten oder das In- 
teresse des Erwerbers an Sicherung gegen Einspruchsrechte 
für das Obligatorium der gerichtlichen Fertigung massgebend 
gewesen wäre. Zudem ist mir keine Basler Urkunde aiis dem 
dreizehnten Jahrhundert bekannt, in der etwa stände, der 
Eigentumsübergang sei erfolgt sine uUa contradictione oder 
ähnlich. Nirgends wird ausdrücklich konstatiert, dass niemand 
Einspruch erhoben habe. Läge aber hier der Hauptzweck der 
gerichtlichen Fertigung, so wäre doch wohl vor allem diese 
Tatsache in den Urkunden festgestellt. — Was den Beweis 
der Währschaftsübernahme betrifft, so sind die Urkunden sehr 
zahlreich, die von einer Währschaftsübernahme überhaupt 
nichts sagen. In andern ist diese vielleicht unter der omnis 
cautela oder den observationes zu verstehen. Wo aber die 
Währschaftsübernahme in der Urkunde konstatiert wird, da 
sind häufig die Verhältnisse der betr. Liegenschaft sehr un- 
genau angegeben, bisweilen so ungenau, dass nicht einmal 
daraus hervorgeht, ob es sich um Eigen oder um Erbe handelt. 
Wofür der Ver ausser er Währschaft übernommen habe, ist 
also dann noch immer nicht bewiesen. 

In Erwägung dieser Umstände muss man mit Heus 1er 
sagen: die von Stobbe angeführten Motive erklären wohl das 
Vorkommen der gerichtlichen Fertigung, keineswegs aber deren 
obligatorischen Charakter. Dieser kann nur dem Consensrecht 
des Gerichtsherrn entstammen. Mit Recht sagt Sohm^): Die 
gerichtliche Auflassung ist eine Veräusserung unter Zustim- 
mung des Richters. Wo die gerichtliche Auflassung zwingende 
Rechtsvorschrift wird, da ist kraft desselben Rechtssatzes dem 
Richter ein Zustimmungsrecht zur Grundbesitzveräusserung 
gegeben, ein Widerspruchsrecht, weil der Richter nicht ge- 



») a. a. 0. S. 38 f 
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nötigt ist, seine Mitwirkung d. h. seine Zustimmung zu er- 
klären, 

Doch darf man nicht, wie So km es tut, dies Zustimmungs- 
reckt auf eine Grrundkerrsckaft des Stadtkerrn zurückfükren. 
In den norddeutscken Städten, auf die So km verweist, war 
der Rat an diesem Consensreckt nicht Recktsnackfolger des 
Grundkerrn; er war anfangs dessen Organ; später aber stellte 
er sick geradezu in Gregensatz zum Stadtkerrn. Darum konnte 
er unmöglick sein eigenes Consensreckt aus dem Eigentum des 
Stadtkerrn an &rund und Boden ableiten. 

Was So km von den süddeutscken Bisckofsstädten sagt, 
trifft für Basel, das dock auck dazu gekört, nickt zu — ganz 
abgeseken davon, dass kier Fertigung vor Stadtgerickt und nickt 
vor dem biscköflicken Offizial gefordert wurde. ^) Wie wir 
saken, stand das Stadtgebiet der „meren" Basel nie in der 
Ausdeknung, die es im dreizeknten Jakrkundert besass, im 
alleinigen Eigentum des Bisckofs ; es gab jederzeit freie Grund- 
eigentümer auf freiem Eigen. 

Am deutlicksten aber wird die genannte Tkeorie wider- 
legt durck die Verkältnisse in der mindern Stadt. Hier musste 
auck das Zinseigen, das vom St. Albankloster zu Erbe ging, 
vor dem Gerickt des Stadtkerrn gefertigt werden; nack Sokm 
jedock sollte man erwarten, die Fertigung sei vor dem Meier 
von St. Alban vorgenommen worden. Denn dass das Eigentum 
des Klosters nock anerkannt war, das zeigt deutlick das Be- 
steken des Meieramtes und die Mitwirkung des Meiers bei der 
Fertigung. 

Am meisten kat Heuslers Ansickt für sick; dock sckeint 
auck sie mir nickt ganz das Ricktige zu treffen: denn einmal 
finde ick in Basel keine Spuren einer persönlicken Gebunden- 
keit aller Stadtbewokner gegenüber dem Stadtkerrn, wie 
Heus 1er sie (auf S. 90) darstellt. Was sodann den Wortzins 



i> So hm denkt wahrscheinlich an Strassburg. Meines Erachtens ist 
jedoch auch in Strassburg die Fertigung vor dem Official facultativ, da- 
gegen die vor Meister und Rat obligatorisch. — Bemerkenswert ist, 
dass in Strassburg zu dem dem dinglichen üebertragungsakt vorausgehenden 
obligatorischem Kaufvertrag zwei Schöffen sollten zugezogen werden, und 
zwar als Zeugen. 
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betrifft — den Martinszins, wie er in Basel genannt wird — , 
so habe ich folgende Bedenken : Von Hofstätten bezw. Häusern, 
die zu Erbrecht ausgeliehen waren, musste der Beliehene den 
Martinszins entrichten, nicht der Eigentümer.^) Warum be- 
durfte dann nur die Eigentumsübertragung der gerichtlichen 
Fertigung ? Warum mussten nicht auch Verleihungen zu Erb- 
zinsrecht und Veräusserungen des Erbzinsrechtes vor Gericht 
vorgenommen werden? 

Auch hier kann ich die Ursache der Notwendigkeit der 
gerichtlichen Fertigung nicht finden. 

Stellen wir einmal die Resultate zusammen, die sich im 
Laufe unsrer Untersuchung ergaben: 
Grundbesitz innerhalb der Stadtmauern war Voraussetzung 

des Bürgerrechts. 
Die Notwendigkeit der gerichtlichen Fertigung beschränkte 
sich auf die innerhalb der Mauern gelegenen Güter. 

Nur freies Eigen gewährte in der mehrern Stadt Bürgerrecht ; 
in der mindern Stadt vermochte schon Zinseigen dasselbe. 

Nur freies Eigen muss in der mehrern Stadt vor Gericht ge- 
fertigt werden; in der mindern wird für Zinseigen das- 
selbe gefordert. 

Auch Klöster, Geistliche und Juden können Grundeigentum 

und damit Bürgerrecht erwerben. 
Auch Klöster, Geistliche und Juden müssen Grundeigentum 

vor Stadtgericht sich fertigen lassen. 

Dieser Parallelismus spricht deutlich. Bürgerrecht und 
gerichtliche Fertigung standen in einem Zusammen- 
hang. In welchem? Wir sahen: es ist ganz undenkbar, dass 
in einer mittelalterlichen Stadt jemand, der eigenen Grund 
und Boden erworben und sich darauf niedergelassen hatte, 
dennoch vom Bürgerrecht ausgeschlossen war. Anderseits be- 
stand in Basel der Satz nicht, dass nur Bürger freies Eigen 
erwerben konnten. Stadtherr und Stadtgemeinde konnten sich 
aber der Möglichkeit nicht begeben, missliebigen Einwandrern 
den Eintritt in die Bürgerschaft zu verwehren. Das gegebene 



*) Heusler: VerfassungsgescMchte S. 48 o. u. S. 53. 
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Mittel dazu war das, dass man ihnen den Erwerb eines Bürger- 
rechtseigens untersagte. — Auf der andern Seite sollte, wer 
sein Eigen verloren hatte, auch des Bürgerrechtes nicht mehr 
gemessen. Es war daher geboten, auch die Veräusserungen 
der Bürger unter Kontrolle zu stellen. 

Das sind die G-edanken, die zur Einführung der obliga- 
torischen gerichtlichen Fertigung geführt haben. Weil an 
den Besitz eines zum Gremeindegebiet gehörigen 
Grundstückes die persönliche vollberechtigte Zu- 
gehörigkeit zur Stadtgemeinde geknüpft war, be- 
anspruchte die Gremeindegewalt die Oberaufsicht 
über den Liegenschaftsverkehr. — 

Später allerdings schwand das Bewusstsein von der Her- 
kunft der gerichtlichen Fertigung allmählich dahin; es ging 
schliesslich ganz verloren, nachdem das Bürgerrecht vom 
Grundbesitz unabhängig, und endlich umgekehrt das Bürger- 
recht Voraussetzung des Grunderwerbes geworden war.^) Nun 
ward die gerichtliche Fertigung im Interesse der Parteien und 
der dinglich berechtigten Dritten aufrecht erhalten. Eine 
solche Fürsorge, die einer frühern Zeit noch fremd war, ent- 
sprach ganz dem Charakter des spätem Mittelalters. In kon- 
sequenter Weise wurde nun aber auch das Erfordernis der 
gerichtlichen Fertigung auf alle Liegenschaften ausgedehnt: 
einmal in sachenrechtlicher Beziehung, indem der Unterschied 
zwischen Eigen und Erbe überhaupt verschwunden war; so- 
dann aber auch in örtlicher Beziehung: was ligende güteren 
in unser meren und mindern Basel zwingen und bennen 
gelegen fürohin von einer in die ander hand verkouft werden, 
die sollen alle sampt und sonders für unsere statgerichten 
gefertiget werden.*) 



Die vorliegende Abhandlung hat ihren Schluss erreicht; 
der Aufgabe, die er sich gestellt, glaubt der Verfasser in ihren 
äussern Beziehungen nachgekommen zu sein. Trotzdem könnte 
ihm seine Arbeit eine Befriedigung nicht gewähren, müsste 

») Rq. I. S. 256 Nr. 246 (a. 1526). 
2) Rq. I. S. 375 Nr. 264 (a. 1536). 
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er sich sagen, dass das gewonnene Resultat auf das eng be- 
grenzte Gebiet eines einzelnen Stadtrechtes zu beschränken 
sei. Ein Rechtsinstitut, das so allgemein auftritt, das sich 
überall seiner äussern Erscheinung und seinem innern Wesen 
nach so gleichmässig entfaltet, muss eines sein. Dasselbe 
Bedürfnis muss überall obgewaltet, derselbe Zweck überall 
das Mittel gewiesen haben. Darum sei gestattet in aller Kürze 
zu prüfen, ob sich in dieser Hinsicht unser Ergebnis bewährt. 

Dass sich der Satz vom Zusammenhang zwischen gericht- 
licher Fertigung und Bürgerrecht auf alle Stadtrechte aus- 
dehnen lässt, das bedarf keiner weitern Erörterung. Dagegen 
muss er in eine allgemeine Formel gebracht werden, soll er 
sich auch für Lehen-, Hof- und Landrecht brauchbar erweisen. 
In dieser allgemeinen Formel lautet er so: Weil im altern 
deutschen Recht jeder Verband von öffentlich recht- 
licher Bedeutung auf Grund und Boden beruht, weil 
die persönliche Teilnahme daran geknüpft ist an den 
Besitz eines zugehörigen Grundstückes, darumsteht 
dem, der den Kreis der Genossen bestimmen darf, 
die Kontrolle über die den persönlichen Anteil ge- 
währenden Grundstücke zu. 

Auf den Besitz eines Lehens gründet sich die persönKcbe 
Teilnahme am Lehnsverband, das Verhältnis zum Lehnsherrn 
und zu den Lehnsgenossen. Daher die Kontrolle über die 
Lehnsgüter im Lehnsgericht, obschon das Eigentum des Lehns- 
herrn am Lehnsgute bloss dem Landrecht angehört.^) 

Im Hof recht herrscht dasselbe Prinzip. Hof genösse ist, 
wer ein zum Hof gehöriges Gut besitzt. Darum müssen Hof- 
güter im Hofgericht vor dem Hofherrn und den Hofgenossen 
gefertigt werden. 

Und endlich in den ursprünglich freien Landgemeinden, 
den später vogtbaren Dörfern: das volle Gemeinderecht hat 
nur, wer Grund und Boden im Dorfe besitzt, und darauf an- 
gesessen ist. Daher die Fertigung vor dem Dorfgericht, vor 
dem Vogt und den Dorfgenossen.*) 

1) Heusler: Institutionen I. S. 30 ff . 

2) Vgl. dazu V. Wyss in Zeitschr. f. schweizer. Recht. Bd. I. 1852. 
S. 60, 61, 78, 80, 88. Mit Unrecht scheint mir Wyss (S. 61) anzunehmen, 
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Bedenken wir, dass die Zugehörigkeit zur Landgemeinde 
sich äussert im Anteil an Wunn und Weid, so finden wir eine 
Stütze für unsre Annahme in einer Urkunde vom Ende des 
neunten Jahrhunderts.^) 

Notum sit Omnibus quod nos fratres de monasterio S. Galli 
in pago Ringowe de iustis et publicis traditionibus 
talem usum habuimus, qualem unusquisque liber homo de 
sua proprietate iuste legaliter debet habere in campis 
paseuis silvis lignorumque succisionibus atque porcorum pastu 
pratis viis aquis aquarumque decursibus piscationibus exitibus 
et reditibus. 



dass schon in älterer Zeit Grundbesitz für die Zugehörigkeit zur Ge- 
meinde nicht erforderlich gewesen sei. Aus den von ihm angeführten 
Quellenstellen lese ich gerade das Gegenteil. Vgl. auch, was er selbst 
S. 78 sagt. — Gierke: Genossenschaftsrecht Bd. Tl. S. 273 ff. 

1) U.-B. St. Gallen (Wartmann) II. Nr. 680. Unter der publica traditio 
kann man allerdings nicht schon für jene Zeit die gerichtliche Fertigung 
verstehen; doch ist sie zweifellos die Vorgängerin der letzteren. 
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